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Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen : 


ERSTER ABSCHNITT 

Deutsche Reichsbank 

§ 1 

Auflösung 

(1) Die Deutsche Reichsbank wird aufgelöst 
und im Geltungsbereich dieses Gesetzes abge- 
wickelt. 

(2) Der Bundesniinister für Wirtschaft be- 
stellt den Abwickler und beruft ihn ab. Bestel- 
lung und Abberufung sind ini Bundesanzeiger 
bekanntzumachen. Der Bundesniinister für 
Wirtschaft kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen dem Abwickler 
Weisungen erteilen und ihn von dem Verbot 
des § 181 des Bürgerlichen Gesetzbuchs be- 
freien. 


§2 


Ergänzung der Umstellungsvorschriften 

(1) Die Deutsche Reichsbank kann wegen 
ihrer Zahlungsverbindlichkeiten nur in An- 
spruch genommen werden, soweit die Verbind- 
lichkeiten Im Geschäftsbetrieb der Reichs- 
hauptbank Berlin oder einer Reichsbank- 
anstalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes be- 
gründet worden sind und gegenüber Perso- 
nen bestehen, die bei Ablauf des 31. Dezember 
1952 ihren Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
haltsort, ihren Sitz oder Ort der Geschäftslei- 
tung Im Geltungsbereich dieses Gesetzes, Im 
Saargebiet oder im Gebiet eines Staates hat- 
ten, der die Bundesrepublik Deutschland bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes anerkannt hat; 
bei Unternehmen mit Sitz In Berlin muß sich 
die Geschäftsleitung im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes befunden haben. Von Gläubigern, 
die bei Ablauf des 31. Dezember 1952 ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthaltsort, 
ihren Sitz oder Ort der Geschäftsleitung im 
Gebiet eines Staates hatten, der die Bundes- 
republik Deutschland bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes anerkannt hat, kann die Deutsche 
Reichsbank nur in Höhe von sechzig vom 
Hundert des Nennbetrages der Verbindlich- 
keiten in Anspruch genommen werden. Für 
Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber Heim- 
kehrern, Vertriebenen und Sowjetzonenflüdit- 
lingen sowie ehelichen Gütergemeinschaften, 
Erbengemeinschaften oder sonstigen Gemein- 
schaften zur gesamten Hand sind § 5 und 6 
des Umstellungsergänzungsgesetzes entspre- 


chend anzuwenden. Für Verbindlichkeiten aus 
Reichsmarkguthaben verbleibt es bei § 3 der 
Einunddreißigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz und § 1 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes. 

(2) Zahlungsverbindlichkeiten der Deut- 
schen Reichsbank, die im Geschäftsbetrieb der 
Reichshauptbank Berlin oder einer Reichs- 
bankanstalt im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes begründet worden sind, erlöschen 

a) soweit sie am 8. Mai 1945 gegenüber Kre- 
ditinstituten mit Sitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder gegenüber Kredit- 
instituten bestanden, die, ohne ihren Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu 
haben, Berliner Altbanken im Sinne 
des Altbankengesetzes sind, es sei denn, 
daß das Kreditinstitut sich am 31. De- 
zember 1952 In Abwicklung befunden 
und seine bankgeschäftlichen Verbindlich- 
keiten zu diesem Zeitpunkt bereits er- 
füllt hatte. Als Kreditinstitut mit Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes gilt 
auch ein Kreditinstitut, dessen Haupt- 
niederlassung nach § 3 der Fünfunddrei- 
ßigsten Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz als verlagert anerkannt 
worden Ist oder wird; 

b) soweit sie am 8. Mai 1945 gegenüber den 
in § 14 Nr. 1 bis 3 und 5 des Umstellungs- 
gesetzes bezelchneten Rechtsträgern be- 
standen. 

(3) Reichsmarkverbindlichkeiten im Sinne 
der Vorschriften über die Neuordnung des 
Geldwesens, für welche die Deutsche Reichs- 
bank in Anspruch genommen werden kann, 
werden nach den für diese Verbindlichkeiten 
geltenden Vorschriften auf Deutsche Mark 
umgestellt. 

(4) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
noch bestehenden Verbindlichkeiten mit Aus- 
nahme der bereits fälligen Zinsen sind vom 
1. Januar 1953 an mit fünf vom Hundert zu 
verzinsen, es sei denn, daß ein höherer Zins- 
satz vereinbart ist. 


§3 

Entschädigung der Anteilseigner 

(1) Die Anteilseigner der Deutschen Reichs- 
bank erhalten auf je hundert Reichsmark 
Reichsbankanteile sechzig Deutsche Mark Ge- 
nußrechte an der Bank deutscher Länder 
(§11). 

(2) Ehemalige Reichsbankanteilseigner, die 
wegen ihrer Rasse nach § 11 Abs. 2 des Relchs- 
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bankgesetzes ausgeschlossen wurden, erhalten 
gegen Rückgabe der Abfindung (Reichs- 
schatzanweisungen oder Wertersatz) wieder 
Reichsbankanteile und hierauf nach Absatz 1 
Genußrechte an der Bank deutscher Länder. 
Ein dem Berechtigten bereits nach den Vor- 
schriften zur Rückerstattung feststellbarer 
Vermögensgegenstände zustehender Anspruch 
geht mit der Anerkennung des nach diesem 
Gesetz gegebenen Anspruchs auf die Deutsche 
Reichsbank über. 

(3) Ehemalige Reichsbankanteilseigner, die, 
ohne nach § 11 Abs. 2 des Reichsbankgesetzes 
ausgeschlossen zu sein, nach fruchtlosem Ab- 
lauf der nach § 33 des Reichsbankgesetzes ge- 
setzten Umtauschfristen ausgeschlossen wur- 
den, erhalten wieder Reichsbankanteile und 
hierauf nach Absatz 1 Genußrechte an der 
Bank deutscher Länder, wenn dies zur Ab- 
wendung unbilliger Härten geboten erscheint. 

(4) Das Reichsmarkgrundkapital der Deut- 
schen Reichsbank erhöht sich um die nach Ab- 
satz 2 und 3 neu ausgegebenen Anteile. 

(5) Ansprüche nach Absatz 2 und 3 sind 
innerhalb von sechs Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bei dem Abwickler an- 
zumelden. Lehnt der Abwickler den Antrag 
ab, so hat er dies unter Angabe der Gründe 
durch eingeschriebenen Brief oder gegen Emp- 
fangsbescheinigung dem Antragsteller mitzu- 
teilen. Innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung kann der Antragsteller ge- 
richtliche Entscheidung beantragen; hierüber 
ist er in der Mitteilung zu belehren. Über den 
Antrag entscheidet eine Zivilkammer des 
Landgerichts Berlin durch mit Gründen ver- 
sehenen Beschluß. Für das gerichtliche Verfah- 
ren gelten die Vorschriften des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist. Gegen die Entscheidung 
des Landgerichts findet die sofortige Be- 
schwerde an das Kammergericht statt. Die 
Entscheidung des Kammergerichts ist endgül- 
tig; sie wird mit der Rechtskraft wirksam. Das 
gerichtliche Verfahren ist gebühren- und aus- 
lagenfrei. Das Gericht kann nach billigem Er- 
messen bestimmen, daß die außergerichtlichen 
Kosten, die zur zweckentsprechenden Rechts- 
verfolgung notwendig waren, ganz oder teil- 
weise zu erstatten sind. Die Vorschriften des 
§ 91 Abs. 1 Satz 2 und der §§ 102 bis 107 
der Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. 
Für die Gebühren und Auslagen der Rechtsan- 
wälte gilt die Gebührenordnung für Rechts- 
anwälte entsprechend. 


§4 

Vereinfachte Abwicklung 

(1) Eine Auseinandersetzung zwischen der 
Deutschen Reichsbank und den Landeszentral- 
banken, der Bank deutscher Länder, dem Bund 
und den Ländern findet — abgesehen von der 
Zuweisung des Abwicklungsüberschusses an 
den Fonds gemäß Absatz 6 — nicht statt. 

(2) Forderungen der Deutschen Reichsbank 
gegen den Bund und gegen Schuldner, die un- 
mittelbar oder mittelbar gegen den Bund 
Rückgriff nehmen könnten, erlöschen. Die im 
Eigentum der Deutschen Reichsbank befind- 
lichen Aktien der Deutschen Golddiskontbank 
werden zugunsten des Bundes enteignet. Als 
Entschädigung leistet der Bund unmittelbar an 
den in Absatz 6 genannten Fonds Zahlungen 
aus dem Gewinn der Bank deutscher Länder 
nach Maßgabe des § 13 des Gesetzes über die 
Tilgung von Ausgleichsforderungen. 

(3) Der Abwickler hat unter Hinweis auf 
dieses Gesetz die Gläubiger dreimal durch Be- 
kanntmadiung im Bundesanzeiger aufzufor- 
dern, ihre Ansprüche Innerhalb von sechs Mo- 
naten anzumelden. Ein nidit fristgerecht ange- 
meldeter Anspruch wird ausgeschlossen, es sei 
denn, daß er dem Abwickler bekannt ist. Der 
Bundesminister für Wirtschaft kann im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen in Härtefällen Ausnahmen zulassen. 

(4) Der Abwickler hat die bestehengeblie- 
benen Forderungen einzuziehen, das übrige 
Vermögen in Geld umzusetzen oder anderweit 
zu verwerten. Er hat die Gläubiger zu befrie- 
digen oder den geschuldeten Betrag zu ihren 
Gunsten zu hinterlegen, wenn ein Redit zur 
Hinterlegung besteht. 

(5) Einen Abwicklungsfehlbetrag trägt der 
Bund. Der Bundesminister der Finanzen sorgt 
für Liquidität der Abwicklungsmasse. 

(6) Ein Abwicklungsüberschuß fließt in den 
nach dem Gesetz über die Tilgung von Aus- 
gleichsforderungen gebildeten Fonds. Bis zur 
Höhe des voraussichtlichen Abwicklungsüber- 
schusses darf der Abwickler unter dem Vorbe- 
halt etwaiger Rückforderung Vorauszahlun- 
gen an den Fonds leisten. 

(7) Der Abwickler hat über das der Ab- 
wicklung unterliegende Vermögen eine Über- 
sicht aufzustellen, die der Prüfung des Bun- 
desrechnungshofes unterliegt. Nach Beendigung 
der Abwicklung hat der Abwickler dem Bun- 
desminister für Wirtschaft Schlußrechnung zu 
legen. Dieser veranlaßt die Prüfung der 
Schlußrechnung durch den Bundesrechnungs- 
hof und erteilt im Einvernehmen mit dem 
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Bundesminister der Finanzen dem Abwickler 
Entlastung. 

(8) Werden nach Beendigung der Abwick- 
lung weitere Abwicklungsmaßnahmen nötig, 
so hat der Bundesminister für Wirtschaft den 
bisherigen Abwickler neu zu bestellen oder 
einen anderen Abwickler zu berufen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Deutsche Golddiskontbank 


§5 

Auflösung 

Die Deutsche Golddiskontbank wird aufge- 
löst. Die Abwicklung findet nach den für Ak- 
tiengesellschaften geltenden Vorschriften statt. 

§6 

Aktienaustausch für Ausländer 

Ehemalige Reichsbankanteilseigner, die we- 
gen ihrer Staatsangehörigkeit nach § 1 1 Abs. 2 
des Reichsbankgesetzes ausgeschlossen wurden 
(Ausländer oder Staatenlose), können nach- 
träglich innerhalb von sechs Monaten seit In- 
krafttreten dieses Gesetzes ihre Reichsbank- 
anteile im Verhältnis eins zu zwei in Vor- 
zugsaktien der Deutschen Golddiskontbank 
mit Gewinnbezugsrechten seit der letzten Ge- 
winnausschüttung um tausdien. Der Umtausch 
erfolgt durch den Abwickler der Deutschen 
Reichsbank aus den nach § 4 Abs. 2 zugun- 
sten des Bundes enteigneten Beständen. 


§7 


Ergänzung der Umstellungsvorschriften 


(1) Die Deutsche Golddiskontbank gilt als 
Berliner Altbank im Sinne des Altbankenge- 
jetzes und als Kreditinstitut im Sinne des Um- 
stellungsergänzungsgesetzes. Wird das Ange- 
bot nach § 8 angenommen, ist eine Altbanken- 
rechnung nicht aufzustellen. 


(2) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
noch bestehenden Verbindlichkeiten mit Aus- 
nahme der bereits fälligen Zinsen sind vom 
1. Januar 1953 an mit fünf vom Hundert zu 
verzinsen, es sei denn, daß ein höherer Zins- 
satz vereinbart ist. 


§8 


Angebot des Bundes 


(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
ermächtigt, der Deutschen Golddiskontbank 


unter angemessener Fristsetzung folgendes An- 
gebot zu machen: 

„Der Bund liefert der Bank gegen Übertra- 
gung ihres ganzen Vermögens Bank deutscher 
Länder-Genußscheine (§ 11) in Höhe von 
dreißig Hundertstel des Reichsmark-Nennbe- 
trages derjenigen Golddiskontbankaktien, die 
nicht unter die Vorschrift des § 4 Abs. 2 fal- 
len und auch nicht nach § 6 umgetauscht wer- 
den. Der Bund übernimmt alle Steuern und 
Abgaben der Bank sowie die Kosten der Ab- 
wicklung. Die Bank wird die Genußscheine 
an ihre Aktionäre mit Ausnahme des Bundes 
als Abwicklungserlös ausschütten.“ 

(2) Der Aufsichtsrat hat das Angebot auf 
seine Angemessenheit zu prüfen und der 
Hauptversammlung zu berichten. Das Ange- 
bot ist angenommen, wenn sich die Haupt- 
versammlung mit einer Mehrheit, die min- 
destens drei Viertel des bei der Beschluß- 
fassung vertretenen, nicht dem Bunde gehö- 
renden Grundkapitals umfaßt, für die An- 
nahme entscheidet. 

(3) Bei Annahme des Angebots gelten für 
die Berechnung der von der Deutschen Reichs- 
bank garantierten rückständigen Dividenden 
mit Wirkung vom 21. Juni 1948 dreißig Hun- 
dertstel des Reichsmarknennbetrages der Vor- 
zugsaktien als Nennbetrag in Deutscher Mark. 
Bei Ablehnung des Angebots bewendet es bei 
den allgemeinen gesetzlidien Vorschriften. 

§9 

Vervzaltung und Verv/ertung des Vermögens 

(1) Wird das Angebot nach § 8 angenom- 
men, so geht mit der Annahme das Vermögen 
der Bank einschließlich der Verbindlichkeiten 
mit schuldbefreiender Wirkung als Ganzes auf 
den Bund über und wird als unselbständiges 
Sondervermögen verwaltet und verwertet. 

(2) Die zu dem Vermögen gehörenden An- 
sprüche aus der Verordnung des Reichspräsi- 
denten über die Schaffung einer Wirtschafts- 
garantie vom 8. Juli 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 351) werden nicht geltend gemacht. Eine 
Auseinandersetzung mit dem Lande Berlin 
nach § 37 Abs. 2 des Umstellungsergänzungs- 
gesetzes und Nr. 5 der Berliner Uraltkonten- 
bestimmung findet nicht statt. Wegen der Ent- 
schädigung des Landes Berlin gilt § 4 Abs. 2 
Satz 3. 

(3) Der Bundesminister für Wirtschaft be- 
stellt den Verwalter und beruft ihn ab. Bestel- 
lung und Abberufung sind im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen. Der Bundesminister für 
Wirtschaft kann im Einvernehmen mit dem 



Bundesminister der Finanzen dem Verwalter 
Weisungen erteilen und ihn von dem Verbot 
des § 181 des Bürgerlichen Gesetzbuchs be- 
freien. 

(4) Der Verwalter hat die Gläubiger auf- 
zurufen; § 4 Abs. 3 findet entsprechend An- 
wendung. Er hat die Forderungen einzuziehen, 
das übrige Vermögen in Geld umzusetzen oder 
anderweit zu verwerten. Er hat die Gläubiger 
zu befriedigen oder den geschuldeten Betrag 
zu ihren Gunsten zu hinterlegen, wenn ein 
Recht zur Flinterlegung besteht. 

§ 10 

Ende der Treuhandverwaltung 

Das Amt des Treuhänders der Deutschen 
Golddiskontbank erlischt mit der Bestellung 
des Abwicklers. Der Treuhänder hat das ver- 
waltete Vermögen an den Abwickler oder — 
im Falle des § 9 — an den Verwalter heraus- 
zugeben und über seine Verwaltung dem Bun- 
desminister für Wirtschaft Rechnung zu legen. 
Dieser veranlaßt die Prüfung der Rechnung 
durch den Bundesrechnungshof und erteilt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen dem Treuhänder Entlastung. 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 


§ 11 

Genußrechte an der Bank deutscher Länder 

Das Gesetz über die Errichtung der Bank 

deutscher Länder wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift zu Artikel V wird hin- 
ter dem Wort „Grundkapital“ das Wort 
„Genußrechte“ eingefügt. 

b) Als Nummer 25 Buchstabe c wdrd einge- 
fügt: 

„c) Die Bank hat auf Deutsche Mark lau- 
tende Genußrechte in den aus § 3 und ge- 
gebenenfalls § 8 des Gesetzes über die Li- 
quidation der Deutschen Reichsbank und 
der Deutschen Golddiskontbank sich erge- 
benden Nennbeträge auszugeben und die 
Genußscheine zur Verfügung der Abwidc- 
1er zu halten. Die Genußscheine lauten auf 
den Inhaber und berechtigen zum Bezug 
eines jährlichen Gewinnanteils in Höhe 
von sechs vom Hundert ihres Nennbetra- 
ges ab 1. Januar 1955 sowie eines Anteils 
an dem nach Berichtigung der Schulden 
verbleibenden Vermögen in Höhe von ein- 
hundertfünfzig vom Hundert ihres Nenn- 


betrages. Die Genußscheine sind an jeder 
Börse zum Börsenhandel zugelassen; zum 
Zwecke ihrer Einführung an der Börse sind 
dem Börsenvorstand ihre Merkmale mit- 
zuteilen. Der Veröffentlichung eines Pro- 
spektes bedarf es nicht. Die Genußrechte 
sind nicht im Jahresabschluß der Bank 
auszuweisen, jedoch im Geschäftsbericht zu 
erwähnen.“ 

c) Nummer 29 Absatz 1 Nr. 2 erhält die 
Fassung: 

„2. Auf das Grundkapital und die Genuß- 
rechte ist ein Gewinnanteil von sechs vom 
Hundert auszuschütten. Wird dieser Ge- 
winnanteil in einem Jahr nicht erreicht, so 
ist der daran fehlende Betrag aus dem 
Reingewinn der folgenden Jahre nach Ab- 
zug der der gesetzlichen Rücklage zuflie- 
ßenden Beträge vorweg zu entnehmen, es 
sei denn, daß er aus einer vorhandenen 
Rücklage für Gewinnanteile entnommen 
werden kann. Eine Rücklage für Gewinn- 
anteile darf bis zur Höhe der für drei 
Jahre benötigten Beträge gebildet werden.'* 

§ 12 

Wertpapierfragen 

(1) Reichsbankanteile sind nicht mehr zum 
Handel an den deutschen Börsen zugelassen. 

(2) Einzelurkunden über Reichsbankanteile 
werden nicht mehr ausgefertigt. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
die Erteilung von Sammeldepotgutschriftcn 
über Reichsbank anteile zugunsten der nach 
§ 3 Abs. 2 und 3 Berechtigten, die Auflösung 
der Sammelurkunde über Reichsbankanteile 
sowie die Auslieferung von Bank deutscher 
Länder-Genußscheine an die nach § 3 und 
gegebenenfalls § 8 Berechtigten durch Rechts- 
verordnung zu regeln. 

§ 13 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
die Verkündung folgenden zweiten Monats in 
Kraft. 
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Vorbemerkung 


Gesetzgebungsfragen 

Für die Vorschriften des Ersten Abschnitts ist der Bundesgesetzgeber 
nach Art. 73 Nr. 4 GG aussdiließlich zuständig, und zwar sowohl 
für die Umstellungsvorschriften wie für die Bestimmungen über die 
Liquidation der Deutschen Reichsbank. Wegen der letzteren wird 
auf die Ausführungen zum Reichsbanktreuhändergesetz — Druck- 
sache 649 — verwiesen. 

Für die Vorschriften des Zweiten Abschnitts ist der Bundesgesetz- 
geber, soweit es Umstellungsvorschriften sind, nach Art. 73 Nr. 4 
GG und, soweit es sich um Bestimmungen über die Liquidation der 
Deutschen Golddiskontbank handelt, nach Art. 74 Nr. 11 GG in 
Verbindung mit Art. 72 GG zuständig. Das Land Berlin allein 
könnte diese Materie wegen des Zusammenhangs mit dem Ersten und 
Dritten Abschnitt nicht wirksam regeln. 

Für die Vorschriften des Dritten Abschnitts betreffend Änderungen 
des Bank deutscher Länder-Gesetzes ist der Bundesgesetzgeber nach 
Art. 73 Nr. 4 GG ausschließlich zuständig. Das ist schon aus Anlaß 
anderer Änderungen des Bank deutscher Länder-Gesetzes und des 
Landeszentralbankgesetzes begründet worden (vgl. dazu Drucksachen 
Nr. 3554, 4239, 4323, 4554, 4649, 4659 und 4660 der 1. Wahl- 
periode sowie Drucksache 403 der 2. Wahlperiode). Für die Regelung 
der Wertpapierfragen folgt die Zuständigkeit des Bundes aus Art. 74 
Nr. 11 GG. 

Zu keiner Vorschrift dieses Entwurfs bedarf es der Zustimmung des 
Bundesrates. Bei ähnlicher Rechtslage wurden demgemäß bisher die 
zuletzt zitierten vier Änderungsgesetze sowie das Reichsbanktreu- 
händergesetz ohne Zustimmungsformel verkündet (vgl. BGBl. I 1953 
S. 1317, 1318, 1319; 1954 S. 240, 241). 

Der Berliner Gesetzgeber ist dafür zuständig, den Gesetzentwurf 
im Lande Berlin in Geltung zu setzen. 


A. Die Liquidation der Deutschen Reichsbank 

Die Deutsche Reichsbank ist die 1874 gegründete, zuletzt durch das 
Reichsbankgesetz von 1939 geregelte Notenbank des Reichs, eine 
juristische Person des Öffentlichen Rechts, deren Grundkapital von 
150 Mio RM sich im Besitz zahlreicher privater Anteilseigner befin- 
det. 

Die Reichsbank wurde nach dem Zusammenbruch hauptsächlich von 
zwei Ereignissen betroffen: Dezentralisation und Währungsreform, 
beide unvollständig geregelt vom Besatzungsgesetzgeber. Der nun- 
mehr dem Bundesgesetzgeber obliegenden und mit diesem Gesetz- 
entwurf vorgeschlagenen Schlußregelung liegt die Erkenntnis zu- 
grunde, daß beide Ereignisse voneinander unabhängig und verschie- 
den auf die Reichsbank wirkten: die Dezentralisation veränderte 
ihren Rechtsstand (hierüber unter L); die Währungsreform beein- 
trächtigte ihren Vermögensstand (hierüber unter 11. ). 

I. Die Folgen der Dezentralisation 

Dezentralisation, ein durch die Potsdamer Konferenz der Besat- 
zungsmächte und die hierauf basierenden Sachverständigenpläne (vgl. 
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Dodgeplan für die Neuordnung der Bankenorganisation) im deut- 
schen Rechtsleben praktisch gewordener Begriff, bedeutet zwangs- 
weise Aufteilung eines für zu mächtig gehaltenen Unternehmens in 
mehrere Teilunternehmen und hat zunächst die Stillegung und dann 
die Auflösung, also die Veränderung des Rechtsstandes des dezen- 
tralisierten Unternehmens zur Folge. Nachdem der Bundesgesetz- 
geber die Souveränität zurückgewonnen hat, wäre er nicht gehindert, 
die Dezentralisation der Reichsbank durch eine Rezentralisation (Re- 
fusion) ihres einstweilen noch verbliebenen Torsos mit den an ihre 
Stelle getretenen Landeszentralbanken und der Bank deutscher Län- 
der wieder rückgängig zu machen. Indessen erscheint cs angezeigt, 
den Reichsbanktorso nicht in eine solche Refusion einzubeziehen, auch 
nicht bei der Wiedervereinigung Deutschlands und der dann not- 
wendig werdenden Errichtung einer gesamtdeutschen Notenbank, 
sondern die Deutsche Reichsbank vor der Konstituierung der nach 
Art, 88 GG zu errichtenden Bundesnotenbank aufzulösen. Weiteres 
über die Auflösung siehe unter III. Dezentralisation hat keinen kon- 
fiskatorischen oder poenalen, sondern nur einen organisatorischen 
Sinn und Zweck. Daher darf Dezentralisation als solche keine Ver- 
änderung des Vermögensstandes des dezentralisierten Unternehmens 
oder seiner Anteilseigner zur Folge haben. Infolgedessen muß nach 
rechtsstaatlichen Grundsätzen bei jeder Aufteilung eines Unterneh- 
mens auf mehrere Teilunternehmen eine Auseinandersetzung erfolgen. 

Bei der Auseinandersetzung im engeren Sinne tritt In der Bilanz 
des aufgeteilten Unternehmens an die Stelle der übergeleiteten Ak- 
tiven und Passiven je nach dem Überhang der Aktiven oder der 
Passiven eine Auseinandersetzungsforderung oder -Verpflichtung. Es 
verändern sich also gewisse Bilanzpositionen des dezentralisierten 
Unternehmens, aber der Saldo seiner Aktiven und Passiven, sein 
Vermögen oder Kapital, verändert sich nicht: das Kapital bleibt er- 
halten, als ob die Dezentralisation nicht stattgefunden hätte. 

Bei der Auseinandersetzung Im weiteren Sinne muß wegen des nicht 
konfiskatorischen und rein organisatorischen Charakters der Dezen- 
tralisation den Anteilseignern des dezentralisierten Unternehmens 
aber nicht nur infolge der erwähnten Abrechnung übergeleiteter Akti- 
ven und Passiven das Kapital, sondern darüber hinaus grundsätzlich 
auch das Recht belassen werden, mit ihrem Kapital nunmehr an den 
Nachfolgeunternehmen teilzuhabcn und daraus den ihnen nach Gesetz 
oder Satzung zustehenden Gewinn zu beziehen, es sei denn, daß 
besondere und gute Gründe eine anderweite Abfindung ihrer Rechte 
verlangen. 

Auch im gegebenen Falle hat der Besatzungsgesetzgeber in dem die 
Reichsbankdezentralisation regelnden Landeszentralbankgesetz eine 
damals aus zeitbedingten Gründen noch undurchführbare „Vermö- 
gensauseinandersetzung“ ausdrücklich Vorbehalten. Infolgedessen 
dürfen auch die Reichsbankanteilseigner durch die Dezentralisation 
als solche keinen Schaden an ihrem Vermögen erleiden. 

Weiteres über die Auseinandersetzung Im engeren Sinne siehe unter 
V. 1, und über die Auseinandersetzung Im weiteren Sinne unter V. 2. 

11. Die Folgen der Währungsreform 

Die Währungsreform dagegen hat — ganz unabhängig von der 
Dezentralisation — eine Veränderung des Vermögens der Reichs- 
bank ebenso wie aller anderen Gläubiger und Schuldner von Reichs- 
markverbindlichkeiten verursacht. Das Vermögen der Reichsbank 
Ist außerdem teilweise unzugänglich geworden oder verlorengegan- 
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gen. Den allgemeinen Folgen des Krieges und insbesondere dem 
Währungsverfall kann sich niemand — am wenigsten die Währungs- 
bank selbst oder ihre Kapitalseigner — entziehen, gleichgültig wer 
Schuld an Krieg und Geldentwertung hat. 

Die Auswirkung der Währungsreform auf das Vermögen der Reichs- 
bank ergibt sich aus den für sie bereits gültigen Umstellungsvor- 
schriften und deren notwendiger Ergänzung. Ausweislich der hier bei- 
gefügten Zusammenstellung der für die Reichsbank bereits gültigen 
Umstellungsvorschriften hat der Gesetzgeber, ohne dies jemals grund- 
sätzlich auszusprechen, die Reichsbank schon nach und nach in das 
besondere System des Umstellungsrechts der Geldinstitute einbezogen, 
das sich durch das Erlöschen der Verpflichtungen von Geldinstituten 
gegenüber anderen Geldinstituten und gegenüber dem Staate sowie 
durch verschiedenartige Umstellung der übrigen Verpflichtungen 
kennzeichnet. Diese der Rechtsstellung der Reichsbank als Bank der 
Banken durchaus entsprechende Einbeziehung in das besondere Um- 
stellungsrecht der Geldinstitute kann weder rückgängig gemacht noch 
geändert, sondern nur folgerichtig vollendet werden. Es bleibt daher 
in Ergänzung der teils besatzungsrechtlichen, teils bundesgesetzlichen 
Teilmaßnahmen und nach dem in der Verfassung verankerten Grund- 
satz der Gleichbehandlung gleichartiger Tatbestände nichts anderes 
übrig, als nunmehr auch den Rest der noch ungeregelten Forderungen 
und Verbindlichkeiten sowie das den privaten Anteilseignern gehö- 
rende Kapital der Reichsbank gleichfalls entsprechend den für sonstige 
dezentralisierte Geldinstitute gültigen Vorschriften zu regeln. Dies 
wird hinsichtlich der Forderungen der Reichsbank gegen die im § 14 
Nr. 1 und 3 UG genannten Rechtsträger sowie gegen das ehemalige 
Land Preußen durch das Kriegsfolgenschlußgesetz und hinsichtlich 
ihrer Forderungen gegen die in § 14 Nr. 2 und 5 UG genannten 
Rechtsträger durch ein im Kriegsfolgenschlußgesetz noch vorbehalte- 
nes Gesetz geschehen. Hinsichtlich der wenigen noch ungeregelten 
Verbindlichkeiten der Reichsbank geschieht es in § 2 dieses Entwurfs 
(hierüber unter IV.) und hinsichtlich ihres Kapitals in § 3 dieses 
Entwurfs (hierüber unter V. 1.). 
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— • Abkürzungen umseitig — 

Zusammenstellung der die Reichsbank betreffenden Umstellungsvorschriften 


Aktiva bzw. Passiva 

Schuldner 
bzw. Gläubiger 

Fundstelle der 
Umstellungsvorschrift 

Bisherige 

Regelung 

Bemerkung 

AKTIVA 





I. Forderungen 

Geldinstitute 




1. aus Guthaben 

a) im Bundesgebiet 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstaben c ff. UG 
§2 Abs. 3 UG 
§9UG 

erloschen 

wie bei Geldinstituten 


b) in Berlin 

§ 2 Buchstabe b UEG 
Art. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe c Ziff. IV UG 

Art. 2 Nr. 5 UV 

Art. 9 UV 

erloschen 

wie bei Geldinstituten 

2. Sonstige 

a) im Bundesgebiet 

b) in Berlin 

§ 1 31.DVO/UG 

erloschen 

wie bei Geldinstituten 


aa) Forderungen 
vor dem 9. Mai 
1945 

§ 41 Abs. 1 

Buchstabe b UEG 

erlosdien 

wie bei Geldinstituten 


bb) Forderungen 
nach dem 

8. Mai 1945 

Art. 14 UV 

umgestellt 
(nidit vor- 
kommend) 

wie bei Geldinstituten 

II. Forderungen 

Rechtsträger nach 
§ 14 UG (§ 12 UV) 

§14 Nr. 1, 2, 3 
und 5 UG 

Art. 12 Nr. 1, 2, 3 
und 5 UV 

nicht 

umgestellt 

wie bei Geldinstituten 
(Regelung folgt im 
Kricgsfolgenschluß- 
gesetz) 

III. Forderungen 

Sonstige Schuldner 

a) im Bundesgebiet 

§§ 16 ff. UG 

umgestellt 

wie bei Geldinstituten 


b) in Berlin 

Art. 14 ff. UV 



PASSIVA 





I. Verbindlichkeiten 

Geldinstitute 




1. im Bundes- 
gebiet 


§ 14 Nr. 4 UG 

nicht 

umgestellt 

nach § 2 Abs. 2 des 
Entwurfs 

erloschen wie bei Geld- 





instituten 

2. in Berlin 





a) Uralt- 
guthaben 


§ 2 Buchstabe a und § 1 
Abs. 2 UEG 

erloschen 

wie bei Geldinstituten 

b) Zahlungs- 
verbindlich- 
keiten 


Art. 12 Nr. 4 UV 

nicht 

umgestellt 

nach § 2 Abs. 2 des 
Entwurfs 

crlcjschen wie bei Geld- 





instituten 

II. Zahlungsverbind- 
lichkeiten 

Rechtsträger nach 
§ 14 UG (§ 12 UV) 

§ 14 Nr. 4 UG 

Art. 12 Nr. 4 UV 

nicht 

umgestellt 

nach § 2 Abs. 2 des 
Entwurfs 

erloschen wie bei Geld- 





instituten 





Fortsetzung nächste Seite 
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Aktiva bzw. Passiva 

Schuldner 
bzw. Gläubiger 

Fundstelle der 
Umstellungsvorschrift 

Bisherige 

Regelung 

Bemerkung 

III. Verbindlichkeiten 

Sonstige Gläubiger 




1. im 

Bundesgebiet 





a) 

Guthaben 
(nach § 14 

Nr. 4 UG 
von L2B 
über- 
nommen) 


§§ 1, 2 Abs. 1 UG 
§ 1 Abs. 2 l.DVO/FG 

umgestellt 

wie bei Geldinstituten 
mit 6,5 v. H. 

b) 

Zahlungs- 

Verbindlich- 

keiten 


§ 14 Nr, 4 UG 

nicht 

umgestellt 

nach § 2 Abs. 3 des 
Entwurfs 

umgestellt wie bei 
Geldinstituten mit 

10 v.H. 

2. in 

Berlin 





a) 

Uraltgut- 

haben 


Nr. 1 Abs. 1 UB 
§§ 1 ff. UEG 

umgescellt 

wie bei Geldinstituten 
mit 5 v. H. 


(bei neuen 
Instituten 






neu 

begründet) 





b) 

Zahlungsver- 

bindlich- 

keiten 


Art. 12 Nr. 4 UV 

nicht 

umgestellt 

nach § 2 Abs. 3 des 
Entwurfs 

umgestellt wie bei 
Geldinstituten mit 

10 v.H. 


Abkürzungen 

Umstcllungsgesetz = Drittes Gesetz zur Neuordnung des 
Geldwesens 

(Gesetz Nr. 63 der amerikanischen Militärregierung 

— Amtsblatt der Militärregierung Deutschland amerikanisches 
Kontrollgebiet Ausgabe J S. 21 — 

Gesetz Nr. 63 der britischen Militärregierung 

— Amtsblatt der Militärregierung Deutschland britisches 
Kontrollgebiet Nr. 25 S. 862 — 

Verordnung Nr. 160 des französischen Oberkommandos 

— Amtsblatt des französischen Oberkommandos in Deutsch- 
land Nr. 177 S. 1537 — ) 

Umstellungsergänzungsgesetz = Gesetz über die Ergänzung 
von Vorschriften des Umstellungsrechts und über die Aus- 
stattung der Berliner Altbanken mit Ausgleichsforderungen 
vom 21. September 1953 (BGBl. I S. 1439) 
Fcstkontogesetz Viertes Gesetz zur Neuordnung des 

Geldwesens 

(Gesetz Nr. 65 der amerikanischen Militärregierung 

— Amtsblatt der Militärregierung Deutschland amerikanisches 
Kontrollgebiet Ausgabe L S. 21 — 

Gesetz Nr. 65 der britischen Militärregierung 

— Amtsblatt der Militärregierung Deutsdiland britisches 
Kontrollgebiet Nr. 27 S. 1025 — 

Verordnung Nr. 175 des französischen Oberkommandos 

— Amtsblatt des französischen Oberkommandos in Deutsch- 
land Nr. 205 S. 1679 — ) 

Berliner Umstellungsverordnung = Zweite Verordnung zur 
Neuordnung des Geldwesens vom 4. Juli 1948 — Verord- 
nungsbl. für Groß-Berlin I S. 374 — 

Berliner Uraltkontenbestimmung “ Durchführungsbestim- 
mung Nr. 19 zur Berliner Umstellungsverordnung vom 
23. Dezember 1949 — Verordnungsbl. für Groß-Berlin 

I S. 509 — 


1. UG == 

2. UEG = 

3. FG = 

4. UV = 

5. UB = 
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III. Auflösung der Deutschen Reichsbank (§ 1) 

Die Auflösung der Reichsbank wurde schon unter I. begründet. Die 
Auflösung kann nur ebenso wie die Gründung durch Gesetz erfolgen. 
Die Abwicklung des Vermögens der Reichsbank kann allerdings nur 
insoweit geregelt werden, als die Geltung von Bundesgesetzen aner- 
kannt wird. l3ie Vorschriften betreffen daher nicht den Teil des Ver- 
mögens, der sich z. Z. einer Regelung durch Bundesgesetz entzieht 
(Ostvermögen). 

Den Abv/ickler zu bestellen und zu beaufsichtigen, ist Sache der zu- 
ständigen Bundesminister, zumal die privaten Kapitalseigner nach 
ihrer Entschädigung (§ 3) kein berechtigtes Interesse mehr an dem 
abzuwickelnden Vermögen haben. 

Das Reichsbankgesetz bleibt, da die Reichsbank als Rechtsperson 
fortbesteht, zwar aufrechterhalten, verliert aber im Geltungsbereich 
des vorliegenden Liquidationsgesetzes praktisch seine Bedeutung. 


IV, Ergänzung der Umstellungsvorschriften (§ 2) 

Die oben zu Ii. zusainiiiengestellten Umstellungsvörschnften bedür- 
fen nur weniger Ergänzungen. 

Erstens muß, da die Reichsbank überregional tätig war, abgegrenzt 
werden, aus welchen Verbindlichkeiten sie im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes in Anspruch genommen werden kann. Dies geschieht ent- 
sprechend den Vorschriften für ehemals überregionale Geldinstitute in 
§ 2 Abs. 1 ; 

zweitens sind die bisher „nicht umgestellten“ Zahlungsverbindlich- 
keiten gegenüber Kreditinstituten und Rechtsträgern nach § 14 UG 
wie bei Geldinstituten zum Erlöschen zu bringen (§ 2 Abs. 2); 

drittens müssen die noch nicht umgestellten Reichsmarkverbindlich- 
keiten gegenüber sonstigen Gläubigern wie bei Geldinstituten umge- 
stellt werden (§ 2 Abs. 3). Die praktische Auswirkung des § 2 Abs. 3 
ist gering, weil er nur unbedeutende Restposten betrifft, während die 
Hauptmasse der Passiven (Giroverpflichtungen, Noten und Pensions- 
lasten) bereits geregelt sind oder nach § 2 Abs. 2 erlöschen. Die Giro- 
verpflichtungen gegenüber Nichtbanken sind oder werden entweder 
nach § 3 der 31. DVO/UG von den Landeszentralbanken übernom- 
men und dort umgestellt oder nach § 1 UEG bei neuen Instituten neu 
begründet. Diese Vorschriften bleiben nach § 2 Abs. 1 letzter Satz 
unberührt. Die Noten sind bereits auf Grund des Währungsgesetzes 
entweder in Noten der Bank deutscher Lander oder in Gutschriften 
bei Kreditinstituten umgetauscht oder erloschen. Die Pensionsver- 
pflichtungen sind nach G 131 auf Nachfolgeeinrichtungen überge- 
gangen (vgl. dazu auch unter VIIL). Danach bleiben also für die 
Regelung nach § 2 Abs. 3 praktisch nur noch sonstige Verpflichtungen 
aus Verträgen, unerlaubten Handlungen, Restitutionen und dgl. 
übrig. 


V. Entschädigung der Anteilseigner (§ 3 Abs. 1) 

Die Entschädigung der Anteilseigner ist nach Art und Höhe zu regeln. 
Nach den grundsätzlichen Darlegungen unter 1. und II. ist die Höhe 
der Entschädigung eine Frage des Währungsumstellungsrechts und 
die Art der Entschädigung eine Frage des Dezentralisationsrechts. 
Um die unterschiedliche Rechtsgrundlage der 'oeiden anstehenden 
Entscheidungen augenscheinlich zu machen, konnte also der Gesetz- 
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geber erstens Vorschriften erlassen, nach denen zunächst die Reichs- 
bank ebenso wie alle anderen Geldinstitute die Höhe ihres DM- 
Kapitals neu festzusetzen hätte, und dann zweitens Bestimmungen 
darüber treffen, in welcher Art die Anteilseigner wegen dieses DM- 
Kapitals angesichts der nicht konfiskatorischen Dezentralisation der 
Reichsbank entschädigt werden sollen. In der Erwägung aber, daß 
eine förmliche Neufestsetzung des DM-Kapitals der aufzulösenden 
Reichsbank doch nur als Grundlage für die Höhe der Entschädigung 
ihrer Anteilseigner von Bedeutung wäre, sieht der Entwurf von 
besonderen Vorschriften über die Neufestsetzung des Reichsbank- 
kapitals ab und normiert statt dessen in § 3 Abs. 1 nur das Ergebnis 
einer gedachten Neufestsetzung (für je hundert Reichsmark sechzig 
Deutsdie Mark) zugleich mit der Art der Entschädigung (Genuß- 
rechte an der Bank deutscher Länder). 

1. Die Höhe der Entschädigung 

Die Höhe der Entschädigung ist also begründet durch die gedachte 
Neufestsetzung des DM-Kapitals der Reichsbank. 

Die Neufestsetzung des Kapitals der Reichsbank müßte, wie unter 
II. dargelegt, entsprechend den Vorschriften für die Kapitalneufest- 
setzung von Geldinstituten erfolgen. Danach werden zunächst alle 
nach Anwendung der Währungsumstellungsvorschriften noch beste- 
hengebliebenen Aktiven und Passiven in eine Umstellungsrechnung 
eingesetzt. Ein etwaiger Überschuß — höchstens jedoch 100 v. H. des 
früheren RM-Grundkapitals — ist dann das DM-Eigenkapltal. Er- 
gibt sich kein Überschuß, sondern ein Fehlbetrag, so darf ein nach 
bestimmten Regeln zu errechnendes sogenanntes „vorläufiges Eigen- 
kapital“ in die Umstellungsrechnung eingesetzt werden und der Fehl- 
betrag zuzügl. dieses vorläufigen Eigenkapitals wird durch eine Aus- 
gleichsforderung gegen die öffentliche Hand gedeckt. Das demnach 
entweder durch einen Aktivüberschuß oder durch eine Ausgleichs- 
forderung gedeckte Eigenkapital kann zusätzlich in gewissem Um- 
fang steuerfrei aus Betriebsgewinnen der auf die Währungsreform 
folgenden Jahre aufgestockt werden. Das ergibt dann das neue DM- 
Nennkapital. 

Nach diesen Grundsätzen — abgesehen von geringen Abweichungen, 
die sich aus Besonderheiten der Reichsbank ergeben — ist demnach 
auch die gedachte Neufestsetzung des DM-Kapitals der Reichsbank 
durchzuführen. Es fragt sich also, a) ob die gedachte Reichsbankum- 
stellungsrechnung einen Überschuß oder einen Fehlbetrag aufweist, 
b) wie hoch sich im Falle eines Fehlbetrages das vorläufige Eigen- 
kapital errechnet und schließlich, c) mit welchen Gewinnen aus der 
Zeit nach der Währungsreform das Eigenkapital aufgestockt werden 
kann. 


a) Der Fehlbetrag der Reichsbank 

Die Beantwortung der Frage nach dem Überschuß oder Fehlbetrag 
der Reichsbank verlangt zunächst die Klarstellung, was unter Reichs- 
bankumstellungsrechnung zu verstehen ist. Dies ist die zusammen- 
gefaßte Rechnung aller aus der Dezentralisation der Reichsbank her- 
vorgegangenen Teilmassen, also die Summe aus dem Status der 
Reichsbankrestmasse und den Umstellungsrechnungen der Bank 
deutscher Länder sowie der Landeszentralbanken (ohne deren neu 
eingezahlte Eigenkapitalien und Ausgleichsforderungen). 

Dagegen wäre es irrtümlich, anzunehmen, daß die Vermögenslage 
der Reichsbank sich allein aus dem mit mehreren hundert Mil- 
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Honen DM aktiven Status der zufällig bei der Dezentralisation 
zurückgebliebenen Restmasse ergäbe. Nicht die isolierte Betrachtung 
dieser Restmasse, sondern die kombinierte Betrachtung aller aus der 
Aufteilung der Reichsbank hervorgegangenen Teilmassen ist geboten, 
weil erst die Addition aller dieser Teilmassen die wahre Vermögens- 
lage der Reichsbank darstellt. Die zusammengefaßte Rechnung ist 
zugleich und ohne weiteres das Ergebnis einer nach den zu L ent- 
wickelten Grundsätzen richtig durchgeführten Auseinandersetzung 
im engeren Sinne, denn sie zeigt den Status der Reichsbank so, als 
ob die Dezentralisation nicht stattgefunden hätte. 

Dabei ist es übrigens unerheblich, daß die Werte, die gelegentlich 
der in den Jahren 1946 bis 1948 nach und nach durdigeführten 
Dezentralisation aus der Rechnung der Reichsbank ausschieden und 
nunmehr aus den auf den Stichtag der Währungsreform (20. Juni 
1948) aufgestellten Umstellungsrechnungen des Zentralbanksystems 
in die gedachte zusammengefaßte Rechnung der Reichsbank zurück- 
kehren, in der Zwischenzeit beim Zentralbanksystem gewissen 
tatsächlichen und rechtlichen Veränderungen unterlagen; denn sie 
wären genau denselben Veränderungen bei der Reichsbank unter- 
legen gewesen, wenn die Dezentralisation nicht stattgefunden hätte. 

Die zusammengefaßte Umstellungsrechnung der Reichsbank ergibt, 
wie hoch man auch die Positionen der Restmasse bewerten mag, 
einen Fehlbetrag von mehreren Milliarden DM. 

Die Rechnung müßte eigentlich noch durch die in Berlin von der 
sogenannten Währungskommission geregelten Reichsbankpassiven 
und ferner durch Auseinandersetzungsverpflichtungen der Reichs- 
bank gegenüber dem Bund und den Ländern ergänzt werden, die 
Geldinstituten außerhalb des Zentralbanksystems Ausgleichsforde- 
rungen gewährt haben, weil diese Geldinstitute entweder infolge 
Übernahme von Verpflichtungen der Reichsbank oder infolge Aus- 
falls von Ansprüchen gegen die Reichsbank Fehlbeträge auswiesen 
(vgl. darüber unter VIL). Indessen kann die aus diesen Ergänzungen 
resultierende und nur unter Aufwendung umfänglicher Verwal- 
tungsarbeiten im einzelnen errechenbare, aber doch erhebliche 
latente Erhöhung des Reichsbankfehlbetrages vernachlässigt werden, 
weil schon der evidente Fehlbetrag von mehreren Milliarden DM 
zur Genüge beweist, daß jedenfalls kein Überschuß vorhanden ist. 
Die Gegenargumente, die gleichwohl einen Überschuß beweisen 
sollen, sind unbegründet. 

Die Reichsbankanteilseigner meinen, gestützt auf zwei Rechts- 
gutachten, das Zentralbanksystem habe zwar von der Reichsbank 
mehr Passiven als Aktiven, also einen Fehlbetrag übernommen, aber 
zugleich auch die Deckung dafür in Form von Ausgleichsforderungen 
erhalten, die ebenfalls aus früheren Rechten der Reichsbank, näm- 
lich aus Forderungen gegen das Reich hervorgegangen seien. Infolge 
dieses Ausgleichs von Vorteil und Nachteil (compensatio lucri cum 
damno) könne das Zentralbanksystem keine Auseinandersetzungs- 
forderung mehr gegen die Reidisbank geltend machen. Die also 
ungeschmälerte Reidisbankrestmasse zeige einen Überschuß, der bei 
weitem für eine Pariumstellung des Reichsbankkapitals ausreiche. 

Diese Beweisführung ist irrtümlich. Die Ausgleichsforderungen des 
Zentralbanksystems sind nicht „aus früheren Rechten der Reichs- 
bank“ und insbesondere nicht aus Forderungen der Reichsbank 
gegen das Reich hervorgegangen, sondern dem Zentralbanksystem 
zugeteilt worden, „soweit seine (des Zentralbanksystems) Ver- 
mögenswerte zur Deckung seiner (des Zentralbanksystems) aus der 
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Umstellung des Geldwesens hervorgegangenen Verbindlichkeiten 
nicht ausreichen“ (vgl. § 11 UG). Ausgleichsforderungen dienen also 
dem Ausgleich eines Fehlbetrages nach Maßgabe des Bedarfs, ganz 
unabhängig von früheren Forderungen gegen das Reich. Deshalb 
haben auch Geldinstitute, die früher keine Forderungen gegen das 
Reich hatten, Ausgleichsforderungen erhalten und umgekehrt haben 
andere Geldinstitute, obwohl sie früher Forderungen gegen das 
Reich hatten, keine Ausgleichsforderungen erhalten. Natürlich be- 
günstigen frühere Forderungen gegen das Reich tatsächlidi die 
Entstehung eines auszugleichenden Fehlbetrages, so daß man etwa 
sagen kann (so z. B. Geschäftsbericht der BdL 1948/49 S. 28), daß 
„praktisdi die Ausgleichsforderungen als Reste der früheren Reichs- 
sdiulden betrachtet werden können“. Gleichwohl bleibt rechtlich 
entscheidend, daß Ausgleichsforderungen nur dann und nur in der 
Flöhe gewährt werden, als andere Aktiven zum Ausgleich der 
Passiven fehlen. Infolgedessen sind auch nach § 3 Abs. 6 der 
2. DVO/UG, wenn und soweit andere „bis dahin in der Schwebe“ 
befindliche Aktiven nachträglich anfallen, bereits zugeteilte Aus- 
gleidisforderungen zu berichtigen. Das Zentralbanksystem hat also 
gelegentlich des Ausgleichs seines Fehlbetrages durch die Öffentliche 
Hand nicht durch „compensatio lucri cum damno“ seine ausdrück- 
lich vorbehaltene Auseinandersetzungsforderung gegen die Reichs- 
bank verloren, sondern muß im Gegenteil seine Ausgleichsforderung 
berichtigen, d. h. an die öffentliche Hand zurückgeben, sobald und 
soweit die bis dahin in der Schwebe befindlidie Auseinanderset- 
zungsforderung gegen die Reidisbank konkretisiert wird. Bei einer 
solchen Ersetzung der Ausgleichsforderung (gegen die Öffentlidie 
Hand) durdi eine Auseinandersetzungsforderung (gegen die Reichs- 
bank) bleibt natürlich der Status des Zentralbanksystems unver- 
ändert ausgeglichen. Indessen wird einerseits der Status der Reichs- 
bank verschlechtert, denn hier entsteht, soweit die Restmasse zur 
Bedeckung der Auseinandersetzungsverpflihtung nicht ausreicht, 
ein Fehlbetrag; und andererseits wird die Lage der öffentlichen 
Hand verbessert, denn die öffentliche Hand hat zwar nunmehr 
anstelle des Fehlbetrages des Zentralbanksystems den Fehlbetrag der 
Reichsbank auszugleichen, aber der Fehlbetrag der Reichsbank ist 
kleiner als der Fehlbetrag des Zentralbanksystems, kleiner nämlich 
um die Reichsbankrestmasse, die in erster Linie der Deckung der 
Auseinandersetzungsverpflichtung zu dienen hat. 

Das Ergebnis entspricht wiederum den zu I. entwickelten Grund- 
sätzen einer richtig durchgeführten Auseinandersetzung im engeren 
Sinne, denn die öffentliche Hand hätte in der Tat auch nur einen 
um die jetzige Restmasse kleineren Fehlbetrag der Reichsbank aus- 
zugleichen gehabt, wenn die Dezentralisation nicht stattgefunden 
hätte. Ein anderes Ergebnis können die Reichsbankanteilseigner 
nicht erwarten. Sie sind nicht schlechter, aber auch nicht besser zu 
stellen, als sie ohne Dezentralisation gestanden hätten. Dasselbe 
muß umgekehrt für die öffentliche Hand gelten. Es kann nicht 
Rechtens sein, daß die öffentliche Hand, d. h. der Steuerzahler, den 
erhöhten Fehlbetrag der bei der Dezentralisation der Reichsbank 
abgetrennten Vermögensteile ausgleicht, während die Reichsbank- 
anteilseigner die zufällig aktiv gebliebene Restmasse ungeschmälert 
vereinnahmen. Die Reidisbankanteilseigner sind nicht „Anteilseigner 
der Restmasse“, sondern „Anteilseigner der Reichsbank“. Die 
Reidisbank aber hat nach gehöriger Auseinandersetzung zwischen 
den dezentralisierten Teilmassen oder (was das gleiche ist) nach 
Zusammenrechnung dieser Teilmassen einen Fehlbetrag. 
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übrigens ist hier einzufügen, daß sich der Fehlbetrag genau so 
ergäbe, wenn die Auseinandersetzungspflicht der Reichsbank nicht 
mehr gegenüber dem Zentralbanksystem, sondern gegenüber der 
öffentlichen Hand bestünde. Nach § 11 UG haben nämlich Geld- 
institute, die Ausgleichsforderungen erhalten, der öffentlidien Hand 
„die Rechte aus Ansprüchen der in § 14 UG bezeichneten Art zu 
übertragen". § 14 UG betrifft allerdings nach seinem Wortlaut nur 
Reichsmarkverbindlichkeiten. Die Vermögensauseinandersetzung 
zwischen Reichsbank und Zentralbanksystem hat sich aber vor der 
Währungsreform noch nicht zu Reichsmarkverbindlichkeiten kon- 
kretisiert, sondern war (zunächst in den Landeszentralbankgesetzen 
alter Fassung von 1946, 1947 und 1948, aber auch noch in der 
Neufassung von 1949 und in den sogenannten Pensionsverein- 
barungen von 1949 und 1954) Immer wieder für später Vorbehalten 
worden und findet erst jetzt mit dem vorliegenden Gesetz in 
DM statt. Der Gesetzgeber muß daher ungeachtet der von 
den verschiedenen Reichsbanktreuhändern oder den verschiedenen 
Landeszentralbanken mit oder ohne gegenseitiges Einverständnis 
unter verschiedenen Vorstellungen über die Bedeutung des Aus- 
einandersetzungsvorbehalts vorgenommenen oder unterlassenen 
Reichsmarkbuchungen und ungeachtet der zv/ischenzeitlichen Ver- 
änderungen der auf das Zentralbanksystem übergegangenen Aktiven 
und Passiven von deren DM-Saldo ausgehen und mithin den DM- 
Fehlbetrag des Zentralbanksystems als DM- Auseinandersetzungs- 
anspruch betrachten. Aber auch dieser DM- Auseinandersetzungs- 
anspruch wäre nach dem In § 11 UG zum Ausdruck gekommenen 
Reditsgedanken der Öffentlichen Hand zu übertragen. Indessen 
kommt es, wie unter VII. noch dargelegt werden wird, für die 
praktische Durchführung der Auseinandersetzung nicht darauf an, 
ob das Zentralbanksystem (als Zedent) oder die öffentliche Hand 
(als Zessionär) die Auseinandersetzungsforderung geltend macht. 
Jedenfalls ist die Reichsbank (als Schuldner) damit belastet und hat 
deshalb einen Fehlbetrag. 

Die Reichsbankanteilseigner meinen weiter, der Fehlbetrag der 
Reichsbank sei durch Aktivierung des Notenprivilegs zu beheben. 
Aber das Notenprivileg oder auch die sonstigen Betriebsrechte der 
Reichsbank können sdton aus handelsrechtlichen Gründen nicht 
aktiviert werden; außerdem ist eine Aktivierung zugunsten der 
Reichsbankanteilseigner auch deshalb nicht angängig, weil sich der 
Wert dieser der Notenbank im öffentlichen Interesse verliehenen 
Rechte für die privaten Anteilseigner in ihrem Gewinnbezugsrecht 
erschöpft, das ihnen bis Ende 1954 durch Kapitalaufstockung mit 
fiktiver Dividende der Reichsbank (vgl. dazu weiter unten zu c) 
und ab Anfang 1955 durch Ausschüttung effektiver Dividende der 
Bank deutscher Länder (vgl. § 11 des Entwurfs) zuteil wird. 

Die Reichsbankanteilseigner meinen schließlich, der Fehlbetrag 
könne durch Eliminierung von Passiven (Noten, Pensionsverpflich- 
tungen und Giroverpflichtungen) behoben werden. Das trifft eben- 
falls nicht zu. Die Noten können nicht aus der Reichsbankbilanz 
gestrichen werden, weil sie — obwohl seit Aufhebung der Gold- 
einlösungspflicht irrealisierbare Geldzeichen — doch immer noch 
Passiven darstellen, die durch Aktiven gedeckt sein müssen. Sie 
unterscheiden sich insofern nicht von den Giroverpflichtungen, mit 
denen sie beliebig austauschbar sind. Das Reichsgericht (Bd. 125 
S. 285/6 wegen der sogenannten rotgestempelten Tausenmark- 
schelne) hat schon aus Anlaß der Währungsreform von 1924 aus- 
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gesprochen, daß alle damals noch vorhandenen Aktiven der Reichs- 
bank, die der Deckung der alten Noten gedient hatten, nunmehr 
den an die Stelle der alten getretenen neuen Noten als Deckung 
dienen müßten und nicht den Eigentümern der alten Noten über- 
lassen werden könnten. Ebensowenig können aus Anlaß der Wäh- 
rungsreform von 1948 die durch BdL-Noten und Bankgutschriften 
ersetzten Reichsbanknoten aus der Bilanz eliminiert und die zu 
ihrer Deckung bestimmten Aktiven ungeschmälert den „haftenden“ 
Kapitalseignern überlassen werden. Die Pensionsverpflichtungen aus 
den Passiven fortzulassen, weil sie auf Grund des Dezentralisations- 
gesetzes und später auf Grund G 131 auf die Nachfolgeeinrichtungen 
der Reichsbank überführt wurden, ist ebensowenig angängig wie 
die Vernachlässigung aller anderen auf das Zentralbanksystem über- 
führten Reichsbankpassiven, die, wie dargelegt, im Wege der Aus- 
einandersetzung in die Reichsbankrechnung zurückkehren. Die 
Giroverpflichtungen schließlich sind und bleiben Passiven der Reichs- 
bank und nicht des Reichs. Sie können auch nicht mit den im 
Bestände der Reichsbank vorhandenen Reichsanleihen kompensiert 
oder mit diesen zusammen als „Bilanz der Reichsmarkwährung“ 
separiert werden. Denn in der unteilbaren Bilanz der Reichsbank 
stehen nicht einzelne Ad^tiven einzelnen Passiven, sondern alle 
Aktiven allen Passiven gegenüber. Abgesehen von allen diesen Irr- 
tümern im einzelnen ist der ganze Vorschlag der Eliminierung von 
Passiven abwegig, weil Anteilseigner nach ihrer Rechtsstellung nicht 
nur an allen Aktiven, sondern auch an allen Passiven ihres Unter- 
nehmens Anteil haben. Es kann ihnen nicht erlaubt sein, zwar die 
Rechtsstellung von Anteilseignern in Anspruch zu nehmen, aber die 
mit dieser Rechtsstellung verbundene Haftung für alle Passiven zu 
verleugnen. Als Reaktion auf solche Vorschläge ist in der öffent- 
lichen Erörterung nicht mit Unrecht die Frage aufgeworfen worden, 
ob und weshalb eigentlich die Reichsbankanteilseigner überhaupt 
noch die Rechtsstellung von haftenden Kapitalseignern behalten 
wollen oder sollen. Es geht aber nicht an, aus ihren unbegründeten 
Argumenten nachteilige Folgen für sie herzuleiten. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß sich das DM-Eigenkapital 
der Reidisbank nicht aus einem Überschuß, sondern wegen des 
vorhandenen Fehlbetrages aus einer Berechnung des vorläufigen 
Eigenkapitals nach den für alle anderen Geldinstitute gültigen Vor- 
schriften ergibt. 

b) Das ,, vorläufige EigenkapitaV der Reichsbank 

Eine Vorschrift für die Berechnung des vorläufigen Eigenkapitals 
der Reichsbank würde entsprechend den für andere Geldinstitute 
gültigen Vorschriften zu lauten haben: 

„1. Das vorläufige Eigenkapital der Reichsbank beträgt zehn 
Deutsche Mark für je einhundert Reichsmark des Westkapitals, 
d. h. des auf den Geltungsbereich dieses Gesetzes entfallenden 
Teilbetrages von sechzig Hundertstel des früheren Eigenkapitals. 

2. Früheres Eigenkapital ist die Summe der in der Bilanz von 1944 
als Grundkapital, gesetzliche und andere Rücklagen sowie als 
Rückstellung für Notendruck und Neubauten ausgewiesenen 
Beträge zuzüglich eines Gewinnanteils von 7,5 Millionen Reichs- 
mark und abzüglich der Reichsbankanteile Im Eigenbesitz der 
Reichsbank.“ 
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Satz 1 dieser gedachten Vorsdirift entspricht § 5 Abs. 1 der 2. DVO/ 
UG in Verbindung mit § 7 Abs. 2 der 35. DVO/UG. 


Von dem normalen 10 v.H. -Umstellungssatz des § 5 Abs. 1 der 
2. DVO/UG etwa unter Anwendung von Abs. 2 oder 3 daselbst 
abzuweichen, kommt für die Reichsbank nicht in Betracht. Die 
Relation nach § 5 Abs. 2 a. a. O. ist uninteressant, weil 250 v. H. 
der bestehengebliebenen Aktiven bei weitem nicht 100 v. H. der 
bestehengebliebenen Passiven ausmachen. Die Relation nach § 5 
Abs. 3 a. a. O. entspricht nicht den Bilanzverhältnissen der Reichs- 
bank, weil sie als Notenbank die bei anderen Geldinstituten aus 
Sicherheitsgründen übliche Relation des Eigenkapitals zu den Ver- 
bindlichkeiten nicht zu beachten brauchte. Auch die §§ 6 und 7 
der 2. DVO/UG können für einen höheren Umstellungssatz nicht 
herangezogen werden. Danach durften die Landeszentralbanken 
und die Bank deutscher Länder 100 v.H. ihres RM-Grundkapitals 
als DM-Eigenkapital in die Umstellungsrechnung einsetzen. Dieser 
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Zentralbanksystems nur scheinbar vorteilhaft, denn sie selbst mußten 
dafür die Deckung in Form von Ausgleichsforderungen gegen sich 
oder das Vereinigte Wirtschaftsgebiet stellen. Der Umstellungssatz 
des Zentralbanksystems hätte also „ebenso gut“ 200, 300, 400 oder 
noch mehr v. H. betragen können. Die Transaktion bezweckte, das 
Zentralbanksystem mit einem optisch ausreichenden Kapital aus- 
zustatten, das angesichts der damaligen Lage des Kapitalmarktes 
und der öffentlichen Haushalte auf andere Welse nidit zu beschaffen 
war. Daraus darf jedoch nicht gefolgert werden, daß der Gesetzgeber 
einen so hohen Umstellungssatz auch den privaten Kapitalseignern 
der Reichsbank zu Lasten der öffentlichen Hand zugebilligt hätte 
oder heute zubilligen müßte. Das hieße, ungleiche Tatbestände 
gleich und gleiche Tatbestände ungleich behandeln. Die privaten 
Anteilseigner der Reichsbank können keinen anderen Umstellungs- 
satz erwarten als die privaten Anteilseigner anderer Geldinstitute in 
entsprechender Lage, d. h. 10 v. H. des früheren Eigenkapitals. 


Die Berechnung des vorläufigen Eigenkapitals aus dem sogenannten 
Westkapital entspricht § 7 Abs. 2 der 35. DVO/UG. Danach bleibt, 
wie schon unter III. erwähnt, das dem Bundesgesetzgeber z. Z. 
unzugängliche und in seinem Rechtsschicksal ungewisse Ostvermögen 
der Reidisbank ebenso wie das Ostvermögen anderer durch die 
Zonengrenze getrennter Geldinstitute ungeregelt (wobei übrigens 
durchaus ungewiß ist, ob eine künftige Regelung des Ostvermögens 
von Geldinstituten der Regelung ihres Westvermögens entsprechen 
wird). Bei der Feststellung des Westkapitals vergleichbarer über- 
regionaler Geldinstitute, insbesondere der Großbanken, hat sich ein 
Erfahrungssatz von 60 v. H. des früheren Eigenkapitals ergeben. 
Dieser Teilungssatz ist auch auf die Reidisbank anwendbar, zumal 
annähernde Untersuchungen auch hier seine Richtigkeit bestätigt 
haben. 

Satz 2 der obengedachten Vorschrift definiert das frühere Eigen- 
kapital entsprechend § 5 Abs. 4 der 2. DVO/UG. Danach gilt als 
solches „die Summe der Beträge, die das Geldinstitut in seiner 
Reichsmarkschlußbilanz als eingezahltes Kapital sowie als gesetzliche 
und andere Rücklagen ausgewiesen hat“. 

Bei entsprechender Anwendung dieser Vorschrift stellt sich aus der 
besonderen Rechtslage der Reichsbank die Frage, ob dem von den 
Anteilseignern eingezahlten Grundkapital auch sämtliche Rücklagen 
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voll hinzugerechnet werden dürfen, obwohl sie möglicherweise den 
Anteilseignern im Liquidationsfall nur teilweise zugestanden hätten. 
Denn nur die Rücklage für künftige Gcwinnanteilzahlungen wurde 
aus Anteilseignergewinn dotiert, während alle anderen Rücklagen 
(gesetzliche und freie Rücklage, Rücklage für Notendruck und 
Neubauten) zu Lasten des Reichsgewinns gebildet wurden. Die 
Beantwortung dieser Frage ist für das Ergebnis von erheblicher 
Bedeutung, weil die Dividendenrücklage nur 40 Mio RM, alle Rück- 
lagen zusammen aber 950 Mio RM, also mehr als das Sechsfache des 
Anteilseignerkapitals von 150 Mio RM, ausmachen, so daß sich je 
nach Beantwortung der Frage ein „früheres Eigenkapital“ von 190 
oder aber 1100 Mio RM ergibt. 

Die Reichsbankgesetze von 1924 und 1939 schweigen darüber, wem 
die Rücklagen bei Auflösung der Reichsbank gehören sollten. Dar- 
aus haben Koch-Schacht (Kommentar zum Bankgesetz von 1924, 
§38 Anm. 2) gefolgert, daß die Rücklagen uneingeschränkt den 
privaten Anteilseignern Zuständen. Aber die Reichsbank ist keine 
Aktiengesellschaft unter der verwaltungs- und vermögensmäßigen 
Alleinherrschaft von Aktionären, denen sämtliche Gewinne und 
Rücklagen ihres Unternehmens zukommen, sondern ein mit öffent- 
lichen Aufgaben betrautes und mit Ffoheitsrechten ausgestattetes 
öffentliches Institut, an dem private Kapitalseigner nur unter ge- 
setzlich bestimmten Einschränkungen teilnehmen. Ihnen gebührt 
nur ein beschränkter Teil des Notenbankgewinns und dementspre- 
chend auch nur ein beschränkter Teil der Notenbankrücklagen, 
während der Flauptteil des Gewinns dem das Notenbankprivileg 
verleihenden Staat gebührt und dementsprechend auch der Flaupt- 
teil der Rücklagen als der Notenbank gewidmetes Vermögen dieses 
Staates zu betrachten ist. Demgemäß gewähren auch andere in- und 
ausländische Notenbankgesetze den privaten Notenbankanteils- 
eignern regelmäßig nur beschränkte Anteile an dem Gewinn und 
den Rücklagen. Auch das erste Reichsbankgesetz von 1874 gewährte 
den Anteilseignern einen Anspruch auf 8 v. FI. Dividende sowie ein 
Viertel des verbleibenden Gewinns und bestimmte, daß bei Auf- 
hebung der Reichsbank „der bilanzmäßige Reservefonds (d. h. die 
offenen Rücklagen) zur einen Flälfte an die Anteilseigner, zur 
anderen Flälfte an das Reich“ fallen sollte. Seitdem ist in verschie- 
denen Gesetzesnovellen das Gewinnbezugsrecht der Reichsbank- 
anteilseigner mehr und mehr bis auf eine feste Dividende von 
5 V. FI. eingeschränkt worden. Angesichts dieser fortschreitenden, 
die Entwicklung der wissenschaftlichen Auffassung über die Rechts- 
stellung der Reichsbank widerspiegelnden Tendenz der Einschrän- 
kung privater Gewinnrechte kann man schwerlich annehmen, daß 
die privaten Anteilseigner plötzlich umgekehrt in Ausweitung ihrer 
ursprünglichen Rechte einen Ansprudi auf sämtliche Rücklagen 
erhalten hätten, die ja aus Gewinnen entstehen. Ein uneinge- 
schränkter Anspruch privater Notenbankanteilseigner auf sämtliche 
Rücklagen wäre nicht nur aus diesen grundsätzlichen Überlegungen, 
sondern auch im Flinblick auf die enorme Flöhe offener und stiller 
Reserven, die eine Notenbank im Laufe der Zeit aus Gewinnen 
anzusammeln pflegt, mit den Sinn einer Beteiligung privaten 
Kapitals an einer Öffentlichen Einrichtung nicht mehr vereinbar. 
Aus dem Schweigen des geltenden Reichsbankgesetzes kann man 
daher nicht ohne weiteres folgern, daß den Reichsbankanteilseignern 
im Liquidationsfalle sämtliche Rücklagen gehört hätten, sondern 
nur feststellen, daß das Reichsbankgesetz eine Lücke hat, die der 
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Gesetzgeber bei Erlaß der auch sonst fehlenden Liquidationsvor- 
schriften ausfüllen muß. 

Indessen gilt das Gesagte mehr für die Gesetzgebung über die der- 
zeitige und zukünftige Notenbank. Für die liquidierende Reichsbank 
handelt es sich gar nicht mehr um die Verteilung von Reserven; 
denn Reserven sind überhaupt nicht mehr vorhanden. Hier handelt 
cs sidi vielmehr um die ganz andere Frage, ob bei der nach den 
Währungsumstellungsvorschriften für Geldinstitute vorgesehenen 
Berechnung des DM-Eigenkapitals dem „früheren“ RM-Eigenkapital 
auch die „früheren“ RM-Reserven hinzugerechnet werden dürfen. 
Es handelt sich also um die Errechnung eines Währungsumstellungs- 
verlustes. Dabei ist aber zu bedenken, daß die Reidhsbankreserven, 
auch wenn sie den Reichsbankanteilseignern im Liquidationsfalle 
niclit oder nur teilweise gehört hätten, doch dazu bestimmt waren, 
das Grundkapital vor Verlusten zu schützen, wie alle Reserven 
schützend vor dem Grundkapital stehen und sich mindern oder 
verschwinden, bevor dies selbst Verluste erleidet. Auch Währungs- 
verluste zehren zunächst die Reserven und erst dann das Grund- 
kapital auf. Aus diesem Grunde ist es auch bei der Reichsbank 
gerechtfertigt und geboten, unter entsprechender Anwendung des 
§ 5 Abs. 4 der 2. DVO/UG dem RM-Grundkapital sämtliche aus- 
gewiesenen Reserven hinzuzurechnen und das dann nach Anwendung 
des Umstellungsgesetzes resultierende DM-Kapital bis zur Höhe des 
früheren Grundkapitals den Reichsbankanteilseignern zu belassen. 
Denn es ist den Anteilseignern, solange sie trotz Hinzurechnung der 
früheren Reserven immer noch Verluste an Ihrem Kapital erleiden, 
nicht zuzumuten, aus ihrem Kapitalrest gleichwohl wieder neue 
Reserven abzuzweigen, die ihnen nicht oder doch nur teilweise 
gehören würden. 

Dagegen kann der in der Bilanz von 1944 ausgewiesene Reingewinn 
von 558 Mio RM bei entsprechender Anwendung des § 5 Abs. 4 
Satz 2 a. a. O. dem Anteilseignerkapital nur teilweise, nämlich nur 
in Höhe von 7,5 Mio RM, hinzugerechnet werden, well den An- 
teilseignern von dem Jahresgewinn nur 5 v. H, Dividende auf 
150 Mio RM also 7,5 Mio RM zustanden, während der weit über- 
wiegende Rest dem Reich gebührte. Wenn auch aus den dargelegten 
Gründen die Zurechnung von Reserven ohne Rücksicht auf die 
Zweiteilung des Gewinns begründet ist, so können doch unvertellte 
also noch nicht zu Reserven bestimmte Gewinne nicht ungeteilt den 
Reichsbankanteilseignern zugute kommen. Die volle Hinzurechnung 
des offenbar schon inflationären nochmals fast das Vierfache des 
Kapitals ausmachenden Jahresgewinns von 1944 ist daher nicht 
angängig. 

Der in der Bilanz von 1944 ausgewiesene Pensionsfonds von 
100 Mio RM kann dem früheren Eigenkapital nicht hinzugerechnet 
werden, weil er keine Rücklage, sondern eine gerade für den Liqui- 
dationsfall wichtige Rückstellung für bestehende Verpflichtungen 
darstellte. Es Ist unerheblich, daß die Reichsbank ihre laufenden 
Pensionsverpflichtungen nicht diesem Fonds, sondern dem Jahres- 
rohgewinn entnahm und den Wertpapierbestand des Fonds auch zu 
Interventionen am Markt benutzen wollte oder benutzte. 

Als Ergebnis der eingangs formulierten Vorschrift ergibt sich ein 
„früheres Eigenkapital“ von 1103,3 Mio RM, resultierend aus 
150 Mio RM Grundkapital zuzügl. 950,3 Mio RM Rücklagen 
zuzügl. 7,5 Mio RM Gewinnanteil und abzügl, 4,5 Mio RM reichs- 
bankeigene Anteile. 60 v. H. davon ergibt ein Westkapital von 
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fall in die nächstliegende Kategorie bereits geregelter Fälle ein- 
zuordnen. Im übrigen ist es dann Sadhe des Lastenausgleidhs, die 
gröbsten Unterschiede in den Ergebnissen zu nivellieren. 

Untersucht man aber, in welche nächstliegende Kategorie die Reichs- 
bankanteileigner einzuordnen sind, so ist es jedenfalls nicht die 
Kategorie der Reichsobligationäre, die in dem Kriegsfolgensdhluß- 
gesetz geregelt werden wird. Abgesehen davon, daß die Reidhs- 
bank, wie seit ihrer Gründung stets betont wurde, nicht identisch 
mit dem Reich ist, sind auch Reichsbankanteile zu ihrer recht- 
lichen Substanz nicht Obligationen, sondern Mitgliedschaftsrechte 
nach Art stimmrechtsloser Vorzugsaktien. Der substantielle Unter- 
schied zwischen Reichsbankanteilen und Reichsobligationen kam 
schon von jeher in den unterschiedlichen Börsenkursen zum Aus- 
druck. Nach der Wiederherstellung des Börsenhandels vergrößerte 
sich dieser Kursunterschied in Anlehnung an die einerseits für 
Bankaktien, andererseits für Reichsobligationen bereits durchge- 
führten oder zu erwartenden Umstellungen, ohne daß dem von 
irgendeiner sachverständigen Seite prinzipiell widersprochen 
wurde. 

Die Reichsbankanteilseigner gehören vielmehr in die Kategorie der 
Kapitalseigner von Geldinstituten, zumal die Reichsbank auch im 
übrigen bereits fast vollständig in das besondere Umstellungsrecht 
für Geldinstitute eingeordnet ist. Innerhalb dieser Kategorie hat 
der Währungsreformgesetzgeber die Kapitalseigner fortbestehender 
und abwickelnder Institute unterschiedlich behandelt. Die Reichs- 
bank ist nicht den abwickelnden, sondern den fortbestehenden 
Instituten gleichzubehandeln. Ihre Einordnung In die Kategorie 
der liquidierenden Institute Ist, obwohl sie tatsächlich In Liquida- 
tion tritt, nicht angängig, weil ihre Anteilseigner nach den Darle- 
gungen unter 1. wegen des rein organisatorischen Charakters der 
Dezentralisation und der daraus folgenden ausdrücklich vorbehal- 
tenen Vermögensauseinandersetzung so behandelt werden müssen, 
wie wenn die Reichsbank fortbestanden hätte. Die sonstigen ab- 
wlckelnden Institute sind nicht solche, die aus organisatorischen 
Gründen unter dem ausdrücklichen Vorbehalt einer späteren Ver- 
mögensauseinandersetzung stillgelegt wurden. 

Aber auch unter den fortbestehenden Geldinstituten bestehen 
infolge der verschiedenen Struktur ihrer Bilanzen erhebliche Un- 
terschiede in den Auswirkungen der Währungsreform auf das 
Kapital. Die Kapitalumstellungen der Geldinstitute differieren zwi- 
schen 20 und 100 V. H. Allerdings hatten nur wenige Institute mit 
verhältnismäßig hohen Beständen anBetelligungen, Aktien oder Sach- 
werten Überschüsse in ihren Umstellungsrechnungen und konnten 
ihr Kapital voll erhalten. Die Großbanken, die erhebliche Fehlbe- 
träge in ihren Umstellungsrechnungen auswiesen, konnten über die 
normale Umstellung hinaus infolge der im Großbankengesetz zuge- 
lassenen Höherbewertung von Wertpapieren und durdh Aufstok- 
kung ihrer bis Ende 1951 gemachten Gewinne ihr Kapital mit 
durAschnittlich 60 v. H. umstellen. Ähnliche Vorteile sind den 
anderen Geldinstituten neuerdings durch das Dritte D-Markbllanz- 
gesetz zuteil geworden. Die Kapitalumstellung der Reichsbank 
kommt infolge Anrechnung verhältnismäßig hoher DM-Reserven 
und infolge Aufstockung mit den den Anteilseignern bis Ende 
1954 zustehenden Gewinnen etwa zu demselben Ergebnis. Das er- 
scheint nicht unangemessen. 
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662 Mio RM. 10 v. H. dieses Westkapitals ergibt ein vorläufiges 
Eigenkapital von 66,2 Mio DM. 


c) Gewinnauf Stockung 

Das vorläufige Eigenkapital der Geldinstitute kann nach §§ 6 bis 8 
der 42. DVO/UG aus Gewinnen der auf die Währungsreform 
folgenden vier Geschäftsjahre, höchstens bis zum Doppelten, steuer- 
frei aufgestockt werden. Infolge der schon erwähnten Zweiteilung 
des Gewinns konnten die Reichsbankanteilseigner gemäß § 24 des 
Reichsbankgesetzes nach rechtsgültiger Abfindung ehemals höherer 
Gewinnrechte nur eine feste Dividende von 5 v. H. beanspruchen, 
während der weit überwiegende Restgewinn dem Reiche zustand. 
Deshalb hätten sie, wenn die Reichsbank fortbestanden hätte, auch 
ihr vorläufiges Eigenkapital nur mit diesen Ihnen zustehenden 
Gewinnteilen aufstocken können. Die Aufstockung mit den fiktiven 
Gewinnen der Reichsbank ist billigerweise über die sonst zulässigen 
vier Jahre hinaus so lange zuzulassen, bis die Anteilseigner infolge 
ihrer Entschädigung mit BdL-Genußrechten (§ 11) wieder effektiven 
Gewinn der Notenbank erhalten. Das bedeutet Aufstockung mit 
Gewinnen seit der Währungsreform bis Ende 1954, also für 6V2 Jahre 
jährlich 5 v. H., insgesamt 32,5 v. H. = 21,5 Mio DM. Wenn Zinses- 
zinsen gerechnet werden, erhöht sich die Aufstockung auf 36 v. H. 
= 24,5 Mio DM. Die Aufstockung des vorläufigen Eigenkapitals 
von 66,2 Mio DM ergibt daher ein DM-NennkapItal per Ende 1954 
von rd. 90 Mio DM = 60 Hundertstel des RM-Grundkapitals. 


d) Würdigung des Ergebnisses 

Das Ergebnis unter Gesichtspunkten der Billigkeit zu würdigen, ist 
schwierig. Billigkeitserwägungen im Rahmen einer Währungsreform 
sind Immer problematisch. Denn bei allen Währungsreformen des 
In- und Auslandes hat sich leider die Erfahrung wiederholt, daß 
sich Währungsreformvorschriften auf verschiedene Gruppen von 
Vermögensträgern so unterschiedlich auswirken, daß fast jedes 
Ergebnis Im Einzelfall je nach dem Stand des kritischen Betrachters 
billig und zugleich unbillig im Vergleich mit anderen Fällen erscheint. 
Dafür gibt es auch innerhalb der deutschen Währungsreform von 
1948 und erst recht innerhalb der gesamten Gesetzgebung über die 
Kriegsfolgen zahlreiche Beispiele. Auch im gegebenen Falle läßt sich 
die unter Anwendung des Währungsumstellungsrechts gefundene 
Kapitalumstellung der Reichsbank unter Billigkeitsgesichtspunkten 
sowohl als zu hoch wie auch als zu niedrig kritisieren. Solche Er- 
wägungen führen schließlich zu der Erkenntnis, daß Innerhalb einer 
so umfassenden und vielschichtigen Reform- und Wiederaufbau- 
Gesetzgebung, wie sie nach dem Zusammenbruch erforderlich wurde, 
die Ideale der Billigkeit, Gleichheit und Gerechtigkeit nicht in all- 
seits befriedigender Weise erreicht werden können, weil es dem 
Gesetzgeber nicht möglich ist, gleichzeitig den unterschiedlichen 
Rechtslagen gerecht zu werden, volkswirtschaftliche Gesichtspunkte 
zu berücksichtigen, soziale Notwendigkeiten zu wahren, die Grenzen 
der Finanzkraft des Staates zu beachten und dennoch alle Ungleich- 
heiten zu vermelden. In solcher Lage muß sich der Gesetzgeber 
angesichts des verfassungsrechtlichen Grundsatzes der Gleichbehand- 
lung vor dem Gesetz darauf beschränken, wenigstens dieselbe Ka- 
tegorie von Vermögensträgern nach gleichmäßigen Prinzipien zu 
behandeln und Insbesondere einen nachträglich zu regelnden Einzel- 
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Allerdings entwickelt sich dann die Vermögenslage der Reichsbank- 
anteilseigner und der Großbankaktionäre wegen ihrer verschieden- 
artigen Teilnahme an der Rentabilität (Gewinnausschüttung und 
Reservenbildung) ihrer Institute verschieden. Wie schon in anderem 
Zusammenhang dargelegt, haben die privaten Anteilseigner einer 
öffentlichen Notenbank im Gegensatz zu den Aktionären privater 
Unternehmungen nur begrenzten Anteil an dem Gewinn und den 
daraus gebildeten Reserven, während der Hauptteil des Noten- 
bankgewinns dem das Notenbankprivileg verleihenden Staate ge- 
bührt und dementsprechend auch der Hauptteil der Reserven als 
der Notenbank gewidmetes Vermögen dieses Staates zu betrachten 
ist. Der den privaten Anteilseignern seit der Währungsreform zu- 
stehende Anteil an Gewinn und Reserven der Notenbank wird 
ihnen nach dem vorliegenden Gesetzentwurf zuteil. Weitere Vor- 
teile zu Lasten des öffentlichen Vermögens können die Anteils- 
eigner nicht mit Recht erwarten. Jedenfalls ist die Tatsache allein, 
daß in der neuen Notenbank wieder in ausreichendem Maße gebun- 
denes Staatsvermögen vorhanden ist, kein Maßstab für die Um- 
stellung des privaten Notenbankkapitals. Wäre die Rentabilität der 
Notenbank aus Rechts- oder Billigkeitsgründen für die Höhe der 
Kapitalumstellung ausschlaggebend, dann wäre das Reichsbankkapi- 
tal auch nach der ersten Währungsreform von 1924 nicht wie ge- 
schehen mit 50 V. H., sondern voll umzustellen gewesen. 

Die 50 V. H. -Kapitalabwertung von 1924 ist allerdings später durdi 
einen sehr erheblichen Überparikurs der neuen Reichsbankanteile 
wettgemacht worden. Das hatte damals seinen Grund darin, daß 
man es im Interesse des Vertrauens in die neue Reichsmarkwährung 
für erforderlich hielt, das abgewertete Kapital der Reichsbank als- 
bald am Kapitalmarkt aufzufüllen und deshalb die neuen Reichs- 
bankanteile im Hinblick auf die damals anormalen Marktverhält- 
nisse derart gut auszustatten, daß sich mit der späteren Normalisie- 
rung des Marktes ein erheblicher Überparikurs bildete. Die Reichs- 
bankanteilseigner können nicht erwarten, daß der Gesetzgeber dieses 
Beispiel von 1924 in vollem Umfang wiederholt, nachdem das 
Zentralbanksystem inzwischen bereits auf die zu b) geschilderte, 
zwar ebenfalls anormale aber doch weniger kostspielige Weise ohne 
Schaden für die Währung mit neuem Kapital ausgestattet worden 
ist. Immerhin ist abschließend zur Höhe der Entschädigung zu be- 
merken, daß auch die als Art der Entschädigung gewählten BdL- 
Genußrechte wegen ihrer in § 11 des Entwurfs geregelten Ausstat- 
tung mit einem Anspruch auf kumulierende und durch einen Spe- 
zialreservefonds gesicherte Dividende von 6 v. H. sowie auf Ab- 
wicklungserlös In Höhe von 150 v. H. ihres Nennwertes vor- 
aussichtlich einen gewissen Überparikurs haben werden. Dieser 
zusätzliche Vorteil der Reichsbankanteilseigner belastet den Steuer- 
zahler nur im Falle der unwahrscheinlichen Auflösung der Noten- 
bank und ist daher tragbar. 

Unter Abwägung aller Rechts- und Billigkeitsgründe ist 60 v. H. 
per Ende 1954 die zutreffende und angemessene Entschädigung. 

2. Die Art der Entschädigung 

Nach den zu I. dargelegten Grundsätzen einer nicht konfiskato- 
rischen Dezentralisation und der daraus folgenden Auseinanderset- 
zung im weiteren Sinne muß den Eigentümern eines dezentralisier- 
ten Unternehmens nicht nur das Kapital, sondern auch das Recht 
belassen werden, mit diesem Kapital an den Nachfolgeunternehmen 
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teilzunehmen, es sei denn, daß besondere und gute Gründe eine 
anderweite Abfindung erfordern. Demgemäß hat audi der Besat- 
zungsgesetzgeber und ebenso der Bundesgesetzgeber bei allen bisher 
zu Ende durchgeführten Dezentralisationen, nämlich der Montange- 
sellschaften nach AHK-Gesetz Nr. 27, der 1. G. Farbenindustrie 
AG nach AHK-Gesetz Nr. 35 und der Großbanken nach Bundes- 
gesetz vom 29, März 1952 den Aktionären der dezentralisierten 
Unternehmen ausnahmslos wieder Aktien an den Nachfolgeunter- 
nehmen verschafft. Die Notwendigkeit einer Gleichbehandlung der 
Reichsbankanteilseigner wird besonders einleuchtend, wenn man 
unterstellt, daß die Dezentralisation der Reichsbank nicht erfolgt 
wäre oder durch Refusion des Zentralbanksystems unter Einbezie- 
hung des Reichsbanktorsos wieder rückgängig gemacht würde: denn 
dann wären die Reichsbankanteilseigner Bundesbankanteilseigner. 

Auch die Materialien zur Dezentralisation der Reichsbank sprechen 
deutlich dafür, daß die Rechte der B^eichsbankanteilseigner ebenso 
wie die Rechte der Großbankaktionäre gewahrt werden sollten. Der 
zur Durchführung des Morgenthauplans auf dem Gebiet des Bank- 
wesens konzipierte Dodgeplan von 1. November 1945 machte nach 
Wortlaut und Sinn keinen grundsätzlichen Unterschied zwischen 
den Dezentralisationen der Reichsbank und der Großbanken. In 
beiden Fällen verlangte der Plan „Garantien für die Aktionäre“. 
Aber in beiden Fällen standen einer alsbaldigen ordnungsmäßigen 
Aufteilung des Kapitals der zu dezentralisierenden Unternehmen 
erhebliche und damals noch unüberwindliche, durch den Zusammen- 
bruch und die Zonentrennung begründete Bilanzschwierigkeiten 
entgegen. Angesichts dieser Bilanzschwierigkeiten wurde die Dezen- 
tralisation der Großbanken zunächst nur vorläufig und erst später 
— nachdem die Schwierigkeiten durch die 35. DVO/UG überwun- 
den waren — durch Bundesgesetz von 1952 unter Wahrung der 
Aktionärrechte endgültig durchgeführt. Dagegen wurde die Dezen- 
tralisation der Reichsbank umgekehrt — bevor die Bilanzschwierig- 
keiten überwunden werden konnten — im Hinblick darauf, daß es 
sich um ein Institut mit öffentlichen Aufgaben handelte, zunächst 
durch Neugründung von Nachfolgeunternehmen mit öffentlichem 
Kapital zwar formal durchgeführt, aber wegen der dadurch noch 
keineswegs endgültig überwundenen Bilanzschwierigkeiten eine 
„spätere Vermögensauseinandersetzung“ mit der Reichsbank Vorbe- 
halten, worunter man auch (ausweislich eines Protokolls des mit 
der Schlußberatung des Landeszentralbankgesetzes befaßten Fach- 
ausschusses des in der US-Zone fungierenden Süddeutschen Länder- 
rats vom 26. November 1946) die Entschädigung der Reichsbank- 
anteilseigner verstand. Die also nur durch den zeitlich verschiedenen 
Stand der Rekonstruktionsgesetzgebung begründeten Unterschiede 
in den Dezentralisationen der Reichsbank und der Großbanken sind 
rein formaler Art und liefern daher keine ausreichenden und über- 
zeugenden Gründe für eine grundsätzlich verschiedene Behandlung 
der Kapitalseigner. Insbesondere steht der entschädigungsweisen 
Wiederbeteiligung der Reichsbankantellseigner an den Nachfolge- 
unternehmen nicht entgegen, daß die Nachfolgeunternehmen aus 
den dargelegten Gründen unter ausdrücklichem Ausschluß der 
Rechtsnachfolge neu gegründet worden sind. Denn „Auseinander- 
setzung“ setzt ja gerade voraus, daß die Rechtsnachfolge zwischen 
den Auseinandersetzungspartnern fehlt. Läge Rechtsnachfolge 
vor, so wäre überhaupt keine Auseinandersetzung nötig. 
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Unbeschadet des also grundsätzlich gegebenen Anspruchs der 
Reichsbankanteilseigner, vom Gesetzgeber wieder an den Reichs- 
banknachfolgeunternehmen beteiligt zu werden, ist jedoch bezwei- 
felt worden, ob private Kapitalanteile der modernen Auffassung 
von einer Notenbank als einer öffentlichen, nicht auf Erwerb ge- 
richteten, sondern mit einer öffentlichen Aufgabe betrauten Ein- 
richtung noch entsprechen. Wegen der öffentlichen Aufgaben der 
Notenbank können den privaten Kapitalbeteiligten über Forma- 
lien hinausgehende Mitgliedschaftsrechte, die Einfluß auf oder Ver- 
antwortung für die Geschäftsleitung beinhalten, nicht zugestanden 
werden. Private Anteile an der Notenbank bedeuten daher keine 
echte Verwirklichung des Primats der privaten vor der der staat- 
lichen Wirtschaft. Andererseits ist festzustellen, daß ebenso wie in 
zahlreichen ausländischen Staaten (z. B. USA, Schweiz, Belgien, 
Japan usw.) auch in Deutschland seit über hundert Jahren privates 
Kapital an der Notenbank ohne Beeinträchtigung oder gar Scha- 
den für die öffentliche Aufgabe zugelassen worden ist. Es erscheint 
zwedkmäßig, die auch in der öffentlichen Meinung noch offene, 
im Grunde weniger bedeutsame Frage Staatskapital oder Privat- 
kapital endgültig erst im Bundesnotenbankgesetz zu entsdieiden, 
dessen Einbringung sich wegen der noch nicht ganz abgeschlosse- 
nen Untersuchung einiger auf lange Sicht zu regelnder Fragen 
noch verzögert. Andererseits ist es nötig, das Bundesnotenbank- 
gesetz von den ziemlich komplizierten und auch nur vorüberge- 
hend interessanten Fragen der Reichsbank- und Degoliquidation 
zu entlasten und daher diese entscheidungsreife Materie in einem 
besonderen Gesetz vorweg zu regeln. 

Aus diesen Erwägungen erschien es als die beste Lösung, die Reichs- 
bankanteilseigner mit sogenannten Substanzgenußrechten an der 
Bank deutscher Länder zu entschädigen. 

Diese Substanzgenußrechte gewähren nach § 11 des Entwurfs den 
Anspruch auf einen kumulierenden und durch einen Reservefonds 
gesidierten mit 6 v. H. limitierten Jahresgewinn sowie auf bevorzugte 
Ausschüttung eines den Nennbetrag mit 50 v. H. übersteigenden 
Liquidationserlöses. Sie gleichen daher in vermögensrechtlicher Be- 
ziehung den Reichsbankanteilen mit der Maßgabe, daß der mit den 
Reichsbankanteilen verbundene bisher gesetzlich ungeklärte Anspruch 
auf Reserven (vgl. dazu oben unter V. 1. b)) nunmehr auf 50 v. H. 
des Nennbetrages begrenzt wird, so daß also die an die Stelle der 
Anteile tretenden Genußrechte einen Anspruch auf Liquidationserlös 
bis zu 150 V. H. ihres Nennbetrages enthalten müssen. Mitglied- 
schaftsrechte sind jedoch nicht mehr gegeben. Sollte sich der Gesetz- 
geber gelegentlich der Errichtung der Bundesnotenbank für die Zu- 
lassung privater Kapitalbeteiligung entscheiden, so wird den Genuß- 
rechtsinhabern allerdings billigerweise ein Recht auf Rückumwand- 
lung in Anteile zu geben sein. 

Bei dieser Abfindung mit Rechten an der Bank deutscher Länder er- 
halten die Reichsbankanteilseigner — im Unterschied zu anderen 
Dezentralisationen — nicht ein Bukett von Rechten an allen, son- 
dern nur ein Recht an einem der Nachfolgeinstitute. Aber die Ver- 
einfachung ist gerechtfertigt, weil die Nachfolgeinstitute der Reichs- 
bank in einem System zusammengefaßt sind und ein Genußrecht an 
dem Spitzeninstitut den wirtschaftlichen Interessen der Reichsbank- 
anteilseigner genügt. Die zusätzliche Heranziehung aller neun Lan- 
deszentralbanken und der Berliner Zentralbank wäre unnötig kom- 
pliziert. 
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Diese Lösung hat mehrere Vorzüge: BdL-Genußrechte halten die Ver- 
mögensrechte der früheren Anteilseigner weitgehend aufrecht und er- 
möglichen gleichwohl Staatskapital an der Bundesnotenbank. Sie 
dokumentieren, daß die Entschädigung der Reichsbankanteilseigner 
nicht den Bund als solchen, sondern diejenigen angeht, die aus der 
Dezentralisation der Reichsbank den Vorteil neuer Gewinne und 
neuer Reserven gezogen haben oder ziehen. Sie erübrigen die Frage 
der bilanzmäßigen Deckung, weil sie nicht passiviert zu werden brau- 
chen. Weiteres über BdL-Genußrechte siehe unter XVI. 


VI. Ehemalige Anteilseigner (§ 3 Abs. 2 bis 5) 

1. Wiedergutmachung (§ 3 Abs. 2) 

Nach § 11 Abs. 2 des Reichsbankgesetzes von 1939 wurden deutsche 
B^eichsbankanteilseigner, die die Voraussetzungen zum Erwerb des 
Reichsbürgerrechts nicht erfüllten, mit ihren Rechten ausgeschlossen. 
Sie erhielten für je 500 RM Reichsbankanteile je 900 RM Reichs- 
schatzanweisungen. Nach Ablauf der Umtauschfrist wurden auf 
Grund gesetzlicher Ermächtigung die nicht zum Umtausch vorge- 
legten Reichsbankanteile zugunsten der Reichsbank für kraftlos 
erklärt. 

Dieser aus Gründen der Rasse erfolgte Ausschluß rechtfertigt die An- 
wendung der in den Vorschriften zur Rückerstattung feststellbarer 
Vermögensgegenstände enthaltenen Grundsätze. Danach haben die 
Ausgeschlossenen — gegebenenfalls gegen Rückgabe ihrer Abfindung 
— wieder Reichsbankanteile zu erhalten. Da bei der bisherigen Un- 
klarheit der Rechtslage mancher Betroffene die Fristen unverschuldet 
versäumt haben dürfte, ist es angebracht, entsprechend dem Entwurf 
eines Gesetzes über die rückerstattungsrechtlichen Verbindlichkeiten 
des Deutschen Reichs auch gegenüber der Reichsbank nochmals einen 
Anspruch auf Wiedergutmachung zu gewähren. Da das Gesetz selbst 
die Wiedergutmachungspflicht ausspricht und der Tatbestand ein- 
fach Ist, erübrigt sich die Einschaltung der Wiedergutmachungsbehör- 
den. Verweigert der Abwickler der Reichsbank mangels nach seiner 
Ansicht ausreichender Beweise die Anerkennung, so steht der Rechts- 
weg in einem im einzelnen in § 3 Abs. 5 geregelten Verfahren offen. 

Ist dem Berechtigten nach den Vorschriften zur Rückerstattung fest- 
stellbarer Vermögenswerte bereits ein Anspruch zuerkannt worden, 
so geht dieser, um ungerechtfertigte Doppelcntschädigungen zu ver- 
meiden, im Falle der Inanspruchnahme der Reichsbank nach dem 
vorliegenden Gesetz auf die Reichsbank über. Soweit rückerstattungs- 
rechtliche Ansprüche infolge Versäumung von Fristen bereits auf 
jüdische Nachfolgeorganisationen oder deren Rechtsnachfolger über- 
gegangen sind, werden Ansprüche nach dem vorliegenden Gesetz 
nicht berührt. Um auch Insoweit Doppelentschädigungen zu vermei- 
den, können zwar die Rechte der Nachfolgeorganisationen nicht ge- 
setzlich ausgeschlossen werden, weil der Bund nach Art. 2 des Drit- 
ten Teils des Vertrages zur Regelung aus Krieg und Besatzung ent- 
standener Fragen laut Bundesgesetz vom 28. März 1954 (BGBl. II 
S. 57, 182) verpflichtet Ist, die besatzungsrechtlichen Rückerstattungs- 
gesetze unverändert aufrechtzuerhalten. Die Nachfolgeorganisationen 
werden aber voraussichtlich im Rahmen eines mit der Bundesrepublik 
abzuschließenden Globalvergleichs auf die Ihnen gegen die Reichs- 
bank zustehenden Ansprüche verzichten. 
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Die Wiedergutmachungsberechtigten erhalten auf ihre Reichsbank- 
anteile die Entschädigung nach Abs. 1, also 60 v. fi. in BdL-Genuß- 
rechten. Es wäre nicht gerechtfertigt, bei der oben zu V. 1. dargeleg- 
ten Berechnung der Entschädigungshöhe die neuen Reichsbank anteile 
dem „früheren Eigenkapital“ hinzuzurechnen. Denn die Wiedergut- 
machungsberechtigten können nicht bessergestellt werden, als sie ste- 
hen würden, wenn ihr Ausschluß nicht erfolgt wäre, also das Grund- 
kapital stets unverändert 150 Mio RM betragen hätte. 

2. Härtefälle (§ 3 Abs. 3) 

Auch die nach § 11 Abs. 2 des Reichsbankgesetzes von 1939 zugelas- 
senen Anteilseigner hatten ihre Anteilscheine in neue Anteilscheine 
unizutauschen. Nicht fristgerecht umgetauschte Anteilscheine wurden 
kraftlos (Bekanntmachung des Reichsbankdirektoriums von 5. Fe- 
bruar 1943, RAnz, Nr. 33). Hierin kann im Einzelfall eine 
unbillige Härte liegen, insbesondere wenn die Versäumung der Um- 
tauschfrist infolge der Kriegsereignisse als entschuldbar anzusehen ist. 
§ 3 Abs. 3 des Entwurfs sieht deshalb vor, daß in diesen Fällen ein 
nachträglicher Umtausch in Reichsbankanteile und die vorgesehene 
Entschädigung gewährt wird, wenn dies zur Abwendung unbilliger 
Härten geboten erscheint. Auch hier Ist der Rechtsweg nach § 3 
Abs. 5 gegeben. 


3. Kapitalveränderungen (§ 3 Abs. 4) 

Durch die nach § 3 Abs. 2 und 3 neu auszugebenden schätzungsweise 
höchstens 5 bis 6 Mio RM ausmachenden Reichsbankanteile erhöht 
sich gemäß Abs. 4 das RM-Nennkapital der Reichsbank. Dieser Ka- 
pitalerhöhung kommt aber nur theoretische Bedeutung zu, weil die 
Anschaffung einer entsprechenden RM-Deckung nach dem Fortfall 
der Reichsmark als gesetzlicher Währung Illusorisch ist, während in 
Deutscher Mark, soweit nicht nach Abs. 1 eine Entschädigung erfolgt, 
nur ein Fehlbetrag besteht. 


VIL Vereinfachte Abwicklung (§ 4) 

Nachdem die Anteilseigner und die ihnen gleichgestellten ehemaligen 
Anteilseigner der Reichsbank nach §§ 3 und 11 des Entwurfs zu 
Lasten der Gewinn- und Liquidationserlös-Berechtigten der BdL, also 
ohne Anschaffung einer besonderen Deckung, mit BdL-Substanz- 
genußrechten entschädigt sind, besteht das Vermögen der Reichsbank, 
wie unter V. 1. a) dargestellt, noch aus der sogenannten Restmasse, 
belastet mit Auseinandersetzungsverpflichtungen, insgesamt also aus 
einem Fehlbetrag von mehreren Milliarden DM. Bei Anwendung der 
für Geldinstitute gültigen Umstellungsvorschriften müßte dieser Fehl- 
betrag zunächst durch eine Ausgleichsforderung gegen den Bund aus- 
geglidien und dann die durch die Ausgleichsforderung vermehrte 
Restmasse nach aktienrechtlichen Vorschriften ausliquidiert werden. 
Aus den nachfolgenden Gründen ist es aber erlaubt und geboten, von 
der Zuteilung einer Ausgleichsforderung abzusehen und sich damit 
zu begnügen, nach voller Befriedigung der Altgläubiger aus der Rest- 
masse den dann etwa verbleibenden Abwicklungsüberschuß den Aus- 
einandersetzungsgläubigern mittels Zuweisung an den nach dem Ge- 
setz über die Tilgung von Ausgleichsforderungen gebildeten Fonds 
zu überlassen. Alles Weitere ergibt sich. 
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Altgläubiger sind die Gläubiger der nach § 2 umgestellten Reidis- 
niarkverbindlichkeiten und aller sonst noch offenen ursprünglichen 
Verbindlichkeiten der Reichsbank. 

Auseinandersetzungsgläubiger sind zwei Gruppen. Die erste Gruppe 
bilden, wie unter V. 1. a) dargelegt, das Zentralbanksystem, also die 
Landeszentralbanken und die Bank deutscher Länder oder, wenn 
eine Abtretung nach § 11 UG erfolgt ist, die Länder und der Bund. 
Die Forderungen der ersten Gruppe entsprechen genau den DM- 
Fehlbeträgen in den Umstellungsrechnungen des Zentralbanksystems 
(abzügl. des Grundkapitals). Die zweite Gruppe bilden, wie unter 
V. 1. a) im fünften Absatz erwähnt, der Bund und die Länder, die 
Geldinstituten außerhalb des Zentralbanksystems Ausgleichsforde- 
rungen gewährt haben, weil bei diesen Geldinstituten entweder in- 
folge Übernahme von Verpflichtungen der Reichsbank (Flauptbei- 
spiele: Gutschriften für die bei der Währungsreform eingelieferten 
Reichsbanknoten oder Übertragung von Uraltguthaben bei der 
Reichsbank auf neue Institute in Berlin — vgl. dazu § 37 Abs. 1 
UEG; Nr. 5 UB — , oder infolge Ausfalls von Ansprüdien gegen 
die Reichsbank — vgl. dazu § 11 Abs. 1 Satz 3 UG) Fehlbeträge 
entstanden v/aren. Die Forderungen der zweiten Gruppe sind im 
einzelnen kaum errechenbar, aber insgesamt erheblich. 

Die Altgläubiger, die nach § 4 Abs. 3 aufzurufen sind, haben nach 
dem in § 37 Abs. 2 UEG zum Ausdruck gekommenen Grundsatz 
naturgemäß den Vnt*rang vor den Auseinandersetzungsgläubigern. 
Für ihre volle Befriedigung nach § 4 Abs. 4 reicht die Restmasse bei 
weitem aus, denn es handelt sich, wie bereits unter IV. dargelegt, 
lediglich um unbedeutende Restschulden. Nur vorsorglich bestimmt 
§ 4 Abs. 5, daß der Bund, der nach dem eingangs Gesagten aus- 
gleichspflichtig wäre, einen Fehlbetrag der Restmasse zu tragen und 
für ihre Liquidität zu sorgen hat. 

Die Auseinandersetzungsgläubiger waren aus der nach Befriedigung 
der Altgläubiger verbleibenden Restmasse grundsätzlich gleichmäßig 
zu befriedigen. Indessen ist es erlaubt und geboten, der zweiten 
Gruppe den Vorrang vor der ersten Gruppe einzuräumen, und zwar 
aus folgender Überlegung: Jeder Erlös aus der Auseinandersetzung 
mit der Reichsbank führt zu einer Verminderung von Ausgleichs- 
forderungen. Soweit das Zentralbanksystem einen Erlös erhalten 
würde, folgt die Verminderung seiner Ausgleichsforderungen aus § 3 
Abs. 6 der 2. DVO/UG. Aber auch soweit die Länder oder der Bund 
einen Erlös erhielten, dürften sie ihn nicht zum Flaushalt verein- 
nahmen, sondern müßten ihn nach dem in § 39 Abs. 4 UEG zum 
Ausdruck gekommenen Rechtsgedanken zur Tilgung der von ihnen 
gewährten Ausgleichsforderungen verwenden, derentwegen sie Rück- 
griff auf die liquidierende Reichsbank genommen haben, also zur 
Tilgung der Ausgleichsforderungen entv/eder des Zentralbanksystems 
(erste Gruppe) oder der sonstigen Geldinstitute (zweite Gruppe). 
Selbst wenn diese Zweckbindung für die Verwendung des Erlöses 
noch nicht Rechtens wäre, müßte sie Rechtens werden, weil es den 
Grundsätzen des Liquidationsrechts entspricht, flüssige Mittel der 
liquidierenden Reichsbank denjenigen Geldinstituten zuzuführen, die 
als letzte Folge der Übernahme fälliger Reichsbankverbindlichkeiten 
oder des Fortfalls liquider Forderungen gegen die Reichsbank nicht 
ohne weiteres liquide zu machende Ausgleichsforderungen erhalten 
haben. Führt also jeder Auseinandersetzungserlös zur Verminderung 
oder Tilgung einer Ausgleichsforderung, so ist zu bedenken, daß die 
Tilgung der Ausgleichsforderungen der Geldinstitute (zweite Gruppe) 
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ungleich wichtiger ist als die Verminderung der Ausgleichsforderungen 
des Zentralbanksystems (erste Gruppe). Daher rechtfertigt sich ein 
Vorrang der zweiten Gruppe. Da die Auseinandersetzungsforderungen 
der zweiten Gruppe insgesamt zweifellos größer sind als die nach 
Befriedigung der Altgläubiger verbleibende Restmasse, bleibt für die 
erste Gruppe nichts von der Restmasse übrig, so daß also ausschließ' 
lieh die zweite Gruppe den Abwicklungsüberschuß der Restmasse er- 
hält. Da es eine kaum durchführbare Verwaltungsarbeit wäre, fest- 
zustellen, wieviel die Auseinandersetzungsforderungen der zweiten 
Gruppe Im einzelnen ausmachen, wird der Abwicklungsüberschuß der 
Restmasse den Auseinandersetzungsgläubigern der zweiten Gruppe 
en bloc vermittels Zuweisung an den nach dem Gesetz über die Til- 
gung von Ausglelchsfoderungen gebildeten Fonds zugeführt; denn auf 
diese Weise kommt er den Auseinandersetzungsgläubigern der zwei- 
ten Gruppe, und zwar weit überwiegend den Ländern zu. Dies sind 
die Gründe für § 4 Abs. 6. 

Soweit die nach Befriedigung der Altgläubiger verbleibende Rest- 
masse zur Befriedigung der Auseinandersetzungsgläubiger (teilweise 
der zweiten Gruppe und gänzlich der ersten Gruppe) nicht ausreicht, 
müßte, wie schon eingangs gesagt, die Restmasse durch eine Aus- 
gleichsforderung gegen den Bund in Höhe von mehreren Milliarden 
DM aufgefüllt werden. Diese nicht ohne weiteres liquide zu machende 
Ausgleichsforderung wäre dann den aus der Restmasse nicht befrie- 
digten Auseinandersetzungsgläubigern (also entweder den Instituten 
oder Bund und Ländern zwecks Weitergabe an die Institute) zur Ver- 
fügung zu stellen. Dadurch würde bei den Instituten, die bisher schon 
Ausgleichsforderungen gegen den Bund hatten (BdL und neue Insti- 
tute in Berlin), keine Veränderung eintreten. Insoweit kann also 
die Transaktion schon aus technischen Gründen unterbleiben. Bei den 
Instituten, die bisher Ausgleichsforderungen gegen die Länder hatten 
(Landeszentralbanken und fast alle anderen Geldinstitute), würde 
die auseinandersetzungsweise Hereinnahme von Ausgleichsforderun- 
gen gegen den Bund nur auf einen Schuldnerwechsel zwischen Bund 
und Ländern hinauslaufen. Dieser Schuldnerwechsel würde wiederum 
rückwirkend einen Finanzausgleich zwischen Ländern und Bund er- 
forderlich machen. Ein solcher Finanzausgleich ist, wie die Verhand- 
lungen zu den Finanzreformgesetzentwürfen (vgl. dazu Druck- 
sache 480 S. 54 der Begründung) und zu dem Entwurf des Gesetzes 
über die Tilgung von Ausgleichsforderungen ergeben haben, den Län- 
dern aus finanzpolitischen Gründen nicht erwünscht und soll unter- 
bleiben. Infolgedessen muß auch die Übernahme der Ausgleichslast 
der Länder auf den Bund unterbleiben. Aus diesen teils technischen, 
teils finanzpolitischen Gründen findet nach § 4 Abs. 1 eine Ausein- 
andersetzung zwischen der Reichsbank und den Landeszentralbanken, 
der Bank deutscher Länder, dem Bund und den Ländern — abgesehen 
von der Zuweisung des Abwicklungsüberschusses der Restmasse an 
den Fonds gemäß Abs. 6 — nicht statt. 

Die Ausführungen zeigen, wer an der Restmasse materiell Interessiert 
ist. Passiv interessiert ist der Bund, weil er nach § 4 Abs. 5 dafür 
haftet, daß die Restmasse zur Befriedigung der Altgläubiger ausreicht. 
Aktiv interessiert sind die Auseinandersetzungsgläubiger der zweiten 
Gruppe, weil ihnen nach § 4 Abs. 6 der Überschuß der Restmasse 
vermittels Zuweisung an den Fonds zur Tilgung von Ausgleichs- 
forderungen zugute kommt. Überhaupt nicht Interessiert sind die 
Reichsbankanteilseigner, weil sich nach den Ausführungen zu V. 1. 
die Höhe ihrer Entschädigung nicht nach der Restmasse, sondern an- 
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gesichts eines Fehlbetrages nach gewissen Relationen zum früheren 
RM-Eigenkapital errechnet. 

Diese Interessenlage erlaubt eine weitere wesentliche Vereinfadiung 
nach § 4 Abs. 2. Zur Restmasse gehören gewisse Forderungen gegen 
den Bund und gegen Schuldner, die unmittelbar oder mittelbar gegen 
den Bund Rückgriff nehmen könnten, sowie rd. 510 Mio RM Aktien 
der Deutschen Golddiskontbank. Der Wert dieser Aktiven ist unge- 
wiß, und seine Feststellung würde erhebliche Verwaltungsarbeit ver- 
ursachen. Insbesondere ist der Wert der Degoaktien davon abhängig, 
wie ein der Dego etwa zustehender Entschädigungsanspruch gegen 
den Bund wegen gewisser in ihrem Besitz gewesener Valutabonds 
des Reichs zu bewerten ist (Weiteres hierüber unter XII. und XIIL). 
Um die großen Schwierigkeiten der Feststellung dieser Aktiven zu 
vermeiden und die Abwicklung sowohl der Reichsbank wie der Gold- 
diskontbank erheblich zu vereinfachen, werden diese Aktiven nach 
§ 4 Abs. 2 zugunsten des Bundes enteignet. Als Entschädigung leistet 
der Bund erhebliche, den Wert der enteigneten Aktiven zweifellos 
bei weitem übersteigende Zahlungen unmittelbar an den Fonds, an 
den sonst die Reichsbank gemäß § 4 Abs. 6 den Erlös aus den ent- 
eigneten Werten hätte abführen müssen. Es sind dies Zahlungen des 
Bundes aus dem BdL-Gewinn nach Maßgabe des § 13 des Gesetzes 
über die Tilgung von Ausgleichsforderungen, die im Laufe der in 
jenem Gesetz vorgesehenen Tilgungszeit etwa 2,5 Mrd. DM aus- 
machen werden. In § 13 Abs. 3 des Tilgungsgesetzes war Vorbehalten, 
den Rechtsgrund dieser Bundeszahlungen in dem vorliegenden Reichs- 
bankliquidationsgesetz zu bestimmen. 

Übrigens ist diese Regelung — abgesehen von den Vereinfachungs- 
gründen — auch deshalb gerechtfertigt, weil es dem Bund nicht zuge- 
mutet werden kann, sehr erhebliche Zahlungen an den Tilgungsfonds 
doppelt zu leisten, nämlich einerseits pauschale Zahlungen nach § 13 
des Gesetzes zur Tilgung von Ausgleichsforderungen, und anderer- 
seits spezielle Zahlungen an die Reichsbank und die Golddiskontbank 
gleichfalls mit dem Ergebnis einer Tilgung von Ausgleichsforderungen. 


VIIL Reichsbankbedienstete 

Die Rechte der ehemaligen Bediensteten und Versorgungsempfänger 
der Reichsbank sind durdi G 131 (Fassung vom 1. September 1953 — 
BGBl. I S. 1287) ebenso geregelt worden wie die Rechte der ent- 
sprechenden Dienstangehörigen anderer Verwaltungen. Der vor- 
liegende Gesetzentwurf sieht keine Änderung dieser Rechtslage vor, 
gewährt insbesondere keine zusätzlichen Ansprüche aus dem früheren 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis für die Zeit vom 8. Mai 1945 bis zum 
Inkrafttreten des G 131. 

Die Gewährung zusätzlicher Ansprüche würde eine zusätzliche Be- 
lastung der öffentlichen Fland zur Folge haben und deshalb dem 
Wortlaut und Sinn des § 77 a. a. O. zuwiderlaufen, der die Ver- 
pflichtungen der öffentlichen Fland gegenüber den Bediensteten end- 
gültig begrenzt. Die Annahme, daß die Vermögenslage der Reichsbank 
ohne weitere Belastung der öffentlichen Hand eine Befriedigung zu- 
sätzlicher Ansprüche der Reichsbankbediensteten zuließe, ist irrtüm- 
lich, da die Reichsbank, wie unter V. 1. a) dargestellt, nach Durch- 
führung der Auseinandersetzung einen Fehlbetrag aufweist, der 
wie bei allen Geldinstituten nur zu Lasten der öffentlichen Hand 
ausgeglichen werden kann. 
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Der vorliegende Gesetzentwurf verstößt auch nicht dadurch, daß er 
den Reichsbankbediensteten zusätzliche Ansprüche versagt, gegen 
konkursrechtliche Grundsätze, nach denen Bedienstete bevorrechtigt 
vor allen anderen Gläubigern und vor den Anteilseignern zu befrie- 
digen wären. Denn es handelt sich gar nicht um einen Konkurs, 
sondern um die Liquidation der Reichsbank unter voller Befriedigung 
aller Ansprüche, die nach den für sie geltenden Gesetzen noch be- 
stehen. Die Ansprüche der Noteninhaber sind durch das Währungs- 
gesetz, die Ansprüche der meisten Gläubiger durch das Umstellungs- 
gesetz und die Ansprüche der Bediensteten durch G 131 geregelt. Er- 
gänzend werden durch das vorliegende Gesetz noch einige bisher 
nicht umgestellte Reichsmarkverbindlichkeiten sowie die Ansprüche 
der Reichsbankanteilseigner geregelt. Die Verluste und Einschrän- 
kungen, die alle diese Gesetze allen Betroffenen auferlegen, sind Fol- 
gen des allgemeinen Zusammenbruchs. Konkursgrundsätze mit Vor- 
rechten und Rangfolgen gelten dafür nicht. 

Vor dem 8. Mai 1945 fällig gewordene, aber nicht bezahlte und auch 
nicht gutgeschriebene Forderungen von Reichsbankbediensteten fal- 
len unter § 2 des Entwurfs. 

IX. Steuerfragen 

Die Reichsbank ist schon weitgehend steuerbefreit. Es ist ferner vor- 
gesehen, in einer Novelle zum Lastenausgleichsgesetz die Reichsbank 
auch formell von der Vermögensabgabe zu befreien, zu der sie jetzt 
schon praktisch im Fiinblick auf den dargelegten Fehlbetrag nicht 
heranzuziehen ist. Die Ausfolgung von Reichsbankanteilen an ehe- 
malige Anteilseigner aus Restitutions- und Härtegründen (§ 3 Abs. 2 
und 3) sowie die Ausfolgung von BdL-Genußscheinen an die nach § 3 
Berechtigten wird eine Börsenumsatzsteuerpflicht nicht begründen, 
da es sich um steuerbefreiten Ersterwerb im Sinne des § 20 Nr. 1 des 
Kapitalverkehrsgesetzes handelt. 


B. Die Liquidation der Deutschen Golddiskontbank 

(Dego) 

Die Deutsche Golddiskontbank (Dego) ist das 1924 gegründete, zuletzt 
durch Art. VI der Dritten Durchführungsverordnung zum Aktien- 
gesetz vom 21. Dezember 1938 (RGBl. I S. 1839) geregelte Tochter- 
institut der Reichsbank. Sie ist eine Aktiengesellschaft, auf die das 
Aktiengesetz Anwendung findet, soweit nichts anderes bestimmt ist. 
Ihr Grundkapital beträgt 600 Mio RM, eingeteilt in 375 Mio RM 
Stammaktien A, 100 Mio RM Stammaktien B und 125 Mio RM 
stimmrechtlose Vorzugsaktien. Von den 600 Mio RM Aktien befin- 
den sich rd. 510 Mio RM in Händen der Reichsbank. Dieses Paket 
soll nach § 4 Abs. 2 dieses Entwurfs auf den Bund übergehen. Die 
restlichen rd. 90 Mio RM — davon rd. 3 Mio RM Stammaktien B 
und rd. 87 Mio RM Vorzugsaktien — sind in privaten Händen; die 
Vorzugsaktien wurden hauptsächlich auf Grund des Reichsbank- 
gesetzes von 1939 ausländischen Reichsbankanteilseignern gegen 
Reichsbankanteile ausgetauscht (vgl. hierüber unter XL). 

Nach dem Zusammenbruch setzte der Berliner Besatzungsgesetzgeber 
die Organe der Dego außer Funktion, verfügte das „Ruhen“ des Ge- 
schäftsbetriebs und stellte das Vermögen unter Verwaltung eines 
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Treuhänders. Die Bank deutscher Länder stellte nach § 9 der 
35. DVO/UG die im Bundesgebiet belegenen Vermögensteile unter 
Verwaltung desselben Treuhänders. Inzwischen wählte eine nach 
§106 Abs. 4 AktGes einberufene Hauptversammlung wieder einen 
Aufsichtsrat. 


X. Auflösung der Dego (§ 5) 

Die Auflösung der Dego ist gerechtfertigt, weil ihre Aufgaben ent- 
weder fortgefallen oder inzwischen auf andere Institute übergegangen 
sind. Für den Fortbestand der Dego besteht daher kein Bedürfnis. 
Es empfhielt sich auch nicht, Mantel und Firma der Dego für andere 
Aufgaben zu erhalten. Ferner spricht die organisatorische und ver- 
mögensmäßige Verbindung der Dego mit der liquidierenden Reichs- 
bank für gleichzeitige Auflösung beider Institute. 

Da die Dego eine Aktiengesellschaft ist, hat die Abwicklung nach den 
für Aktiengesellschaften gültigen Vorschriften zu erfolgen. 

XI. Aktienaustausch für Ausländer (§ 6) 

Durch § 11 Abs. 2 des Reichsbankgesetzes von 1939 wurden neben 
Inländern, die nicht die Voraussetzungen zum Er'sverb des Reichs- 
bürgerrechts erfüllten, auch Ausländer als Reichsbankanteilseigner aus- 
geschlossen. An der Rechtsgültigkeit des Reichsbankgesetzes ist inso- 
weit nicht zu zweifeln, da der Ausschluß von Ausländern als Kapitals- 
eigner der Notenbank völkerrechtlich anerkannt ist (vgl. die ent- 
sprechende Regelung in der Schweiz). 

Die Ausländer erhielten als angemessene Entschädigung für ihre 
Reichsbankanteile Degovorzugsaktien im doppelten Nennbetrag mit 
Anspruch auf eine Dividende von 4 v. H., deren Zahlung von der 
Reichsbank garantiert wurde. Nach mehrfacher Verlängerung der 
Umtauschfrist werden nicht zum Umtausch vorgelegte rd. 4,8 Mio RM 
Reichsbankanteile von Ausländern auf Grund gesetzlicher Ermäch- 
tigung im Februar 1943 zugunsten der Reichsbank für kraftlos er- 
klärt. Nachträglich tauschte auf Befehl der Besatzungsmächte der 
Treuhänder der Reichsbank in Berlin noch rd. 3,3 Mio RM kraftlose 
Reichsbankanteile in Degovorzugsaktien aus dem Bestände der 
Reichsbank um. Gelegentlidi der Londoner Konferenz über die deut- 
schen Auslandsschulden sagte der Bundesminister für Wirtschaft mit 
Zustimmung der Bundesregierung zu, in dem Entwurf eines Liqui- 
dationsgesetzes vorzuschlagen, auch noch den Rest von rd. l,5MioRM 
kraftloser Reichsbankanteile von Ausländern zu berücksichtigen. Dies 
erschien gerechtfertigt, weil die ursprüngliche Umtauschfrist während 
des Krieges ablief und die nachträglich von der Besatzungsmacht er- 
öffnete Umtauschmöglichkeit nicht überall bekannt war. Demgemäß 
wird mit § 6 des Entwurfs vorgeschlagen, den nachträglichen Um- 
tausch mit angemessener Schlußfrist zuzulassen. 

Die kraftlosen Reichsbankanteile von Ausländern können nicht ebenso 
wie die kraftlosen Reichsbankanteile von rassisch Verfolgten entspre- 
chend § 3 Abs. 2 des Entwurfs restituiert werden, weil es sich nicht 
um echte Wiedergutmachung handelt. Die säumigen Ausländer sollen 
nur so behandelt werden wie diejenigen, die rechtzeitig Degoaktien 
eingetauscht haben. 

XII. Ergänzung der Umstellungsvorschriften (§ 7) 

Der Besatzungsgesetzgeber regelte die Umstellung der Dego — 
offenbar wegen ihres organisatorischen Zusammenhangs mit der 
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Reichsbank und ihres geschäftlichen Zusammenhangs mit der Reichs- 
regierung — bisher nur unvollständig. Soweit eine Regelung vorliegt, 
erfolgte sie nach den für Berliner Altbanken gültigen Vorschriften. 
Entsprechend dem zur Umstellungsrechtslage der Reichsbank oben 
zu IL Gesagten ergibt sich auch für die Dego als geradezu zwangs- 
läufiger Schlußakt nunmehr die in § 7 Abs. 1 dekretierte vollständige 
Anwendung des Berliner Altbankengesetzes und des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes. § 7 Abs. 2 fügt noch die Pflicht zur Verzinsung 
der Verbindlichkeiten mit dem für Kaufleute gültigen gesetzlichen 
Zinssatz ab 1. Januar 1953 hinzu, weil seit diesem Zeitpunkt die 
anderen Altbanken geregelt waren und ihre Zahlungen wieder auf- 
nahmen. 

Das Umstellungsergänzungsgesetz regelt dann die Ausstattung der 
Dego mit Ausgleichsforderungen gegen den Bund. Danach erhält eine 
Altbank neben dem vollen Ausgleich einer Unterdeckung (§ 45 
Abs. 1 UEG) auch gewisse Beträge zum Ausgleich der Abwicklungs- 
kosten und als vorläufiges Eigenkapital, jedoch höchstens 1 Mio DM 
(§ 45 Abs. 4 UEG). Eine höhere Überdeckung (§ 45 Abs. 2 UEG) 
verbleibt der Altbank bis zu 100 v. H. ihres früheren Grundkapitals 
als Eigenkapital. 

Voruntersuchungen zum Degostatus haben ergeben, daß dieFrage der 
Unterdeckung oder Überdeckung entscheidend von der Bewertung 
gewisser im Besitz der Dego gewiesener Auslandsbonds abhängt. Diese 
Bonds sind zwar nach § 6 des Auslandswertpapierbereinigungsgesetzes 
(AuslWBG) vom 25. August 1952 (BGBl. I S. 553) kraftlos, aber 
nach § 54 daselbst hat die Dego statt dessen einen Entschädigungs- 
anspruch gegen die Bondsschuldner, sofern sie nicht den ihr zustehen- 
den Gegenwert bereits erhalten hat oder „die Geltendmachung der 
Auslandsbonds durch sie aus einem anderen Grunde ausgeschlossen'‘ 
wäre. Die nähere Regelung dieses Entschädigungsanspruchs ist einem 
Gesetz Vorbehalten, das erst nach Ablauf gewisser Fristen (vgl. §§ 19, 
21, 26 AuslWBG und die hierzu erlassenen Durchführungsverordnun- 
gen) sowie nach Aufklärung gewisser Tatbestände (vgl. §§ 50, 52, 53 
AuslWBG) voraussichtlich nicht vor Ende 1958 ergehen kann. 

Bis zum Erlaß des Gesetzes zu § 54 AuslWBG kann daher die Dego 
ihren Entschädigungsanspruch nur mit einem Merkposten bewerten. 
Infolgedessen ergibt die zum 1. Januar 1953 aufzustellende Alt- 
bankenrechnung eine Unterdeckung, und die Dego erhält nach dem 
oben Gesagten für Abwicklungskosten und Eigenkapital zunächst nur 
1 Mio DM. 

Nach dem Erlaß des Gesetzes zu § 54 AuslWBG wäre die Altbanken- 
rechnung in Flöhe der etwa zuerkannten Entschädigung zu berich- 
tigen. Die Höhe der Entschädigung wird entscheidend davon ab- 
hängen, ob „die Geltendmachung der Auslandsbonds aus einem ande- 
ren Grunde (als Zahlung des Gegenwerts) ausgeschlossen" ist. Mit 
dieser Einschränkung wollte der Gesetzgeber zum Ausdruck bringen, 
daß die dem allgemeinen Recht unterliegenden Ansprüche zwisAen 
den Beteiligten grundsätzlich unberührt bleiben. Danach kommt es — 
abgesehen von einem hier nicht zu erörternden Aufrechnungsbegeh- 
ren des Bundesfinanzministers — darauf an, ob die Dego als ein der 
Reidisbank und der Reichsregierung nahestehendes, mit Devisen- 

f >rivllegien ausgestattetes und in die amtliche Auslandsschuldenrege- 
ung eingeschaltetes Institut die im Ausland teilweise weit unter dem 
Nennwert aufgekauften Auslandsbonds uneingeschränkt für sich be- 
anspruchen kann, oder ob sie so behandelt w^erden muß, als ob der 
Ihre Aufwendungen übersteigende Teil des Gegenwerts der aufge- 
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kauften Bonds den entweder ausdrücklich bestimmten oder aus den 
Umständen erkennbaren Verwendungszwecken zugeführt worden 
wäre. Ausdrücklich geregelt ist die Verwendung des die Aufwendun- 
gen der Dego übersteigenden Teils des Gegenwerts der Bonds priva- 
ter Schuldner. Nach den „Vorschriften über die Verwendung der bei 
der Koiiversionskasse für deutsche Auslandsschulden eingezahlten 
Tilgungsbeträge*' vom 8. Juli 1935 (veröffentlicht in der von der 
Wirtschaftsgruppe Privates Bankgewerbe herausgegebenen Sammlung 
„Die Devisengesetze" 11. Ausgabe S.84, 12. Ausgabe S. 118) hatte die 
Dego, wenn die Konversionskasse in Ausübung eines Optionsrechts 
die aufgekauften Bonds zu Tilgungszwecken abrief und der Dego den 
vollen Gegenwert bezahlte, den Ihre Aufwendungen übersteigenden 
Teil des Gegenwerts dem Reich (für die Förderung des Zusatz- 
exports) gutzuschreiben. Demgemäß ist auch stets verfahren worden. 
Sogar ohne entsprechende ausdrückliche Vorschriften verfuhr die Dego 
in gleicher Weise bei Direktverkäufen an private Bondsschuldner. 
Aus diesen Vorschriften und Übungen könnte möglicherweise ge- 
folgert werden, daß die Dego auch die Bonds des Reichs nicht in Aus- 
übung eines kaufmännischen Gewinnstrebens, sondern imx Vermögens- 
interesse des Reichs erworben hatte, und daß zu gegebener Zeit eine 
Abrechnung mit dem Pvcich entsprechend den dargestellten Vorschrif- 
ten geboten war und nunmehr mit dem Bund geboten ist. Demnach 
ist es zweifelhaft, ob die Entschädigung der Dego nur ihren Auf- 
wendungen oder dem vollen z. Z. übrigens auch wegen eines Teils 
der Zinsen aus anderen Gründen ungewissen Wert der Auslandsbonds 
entsprechen wird. Bei normaler Durchführung der Liquidation ist da- 
her sowohl die Höhe des Abwicklungsüberschusses als auch der Zeit- 
punkt seiner Ausschüttung völlig ungev/iß. 

XIII. Das Angebot des Bundes (§ 8) 

Das Angebot des Bundes nach § 8 des Entwurfs will die unter XII. 
geschilderte Ungewißheit des Degostatus überbrücken und damit eine 
wesentliche Vereinfachung und Beschleunigung der Degoliquldation 
zum Vorteil der Gläubiger und Aktionäre ermöglichen. Zur Erläute- 
rung des Angebots ist zu bemerken: 

Da nach § 4 Abs. 2 aus den unter VII. dargelegten Gründen die rd. 
510 Mio RM in der Hand der Reichsbank befindlichen Degoaktien 
gegen pauschale Entschädigungszahlungen in die Hand des Bundes 
übergehen, betrifft das Angebot des Bundes nur die übrigen rd. 
90 Mio RM in privaten Händen befindlichen Degoaktien. 

Gegenüber den privaten Degoaktionären war die ohne Rücksicht auf 
den Degostatus gegebene sogenannte Londoner Zusage einzuhalten. 
Gelegentlich der Londoner Konferenz über die deutschen Auslands- 
schulden hat der Bundesminister für Wirtschaft mit Zustimmung der 
Bundesregierung in Aussicht gestellt, in dem Entwurf eines Dego- 
liquidationsgesetzes vorzuschlagen, die „ausländischen Inhaber von 
zwei Degovorzugsaktien nicht schlechter zu stellen als den deutschen 
Inhaber eines Reichsbankanteilscheines". Diese Zusage steht in Zu- 
sammenhang mit dem unter XI. dargestellten durch das Reichsbank- 
gesetz von 1939 dekretierten Tausch der Reichsbankantelle von Aus- 
ländern in Degovorzugsaktien im Verhältnis 1 : 2. Der Wunsch der 
ausländischen Degoaktionäre, der Bund möge dieses Wertverhältnis 
bei der Liquidation der Dego garantieren, erschien gerechtfertigt. Das 
den ausländischen Aktionären Zugesagte muß aber grundsätzlich 
allen privaten Aktionären zuteil werden, denn es wäre rechtspolitisch 
unerwünscht, Inländische Aktionäre schlechter zu stellen als aus- 
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ländische. Außerdem kann die angestrebte Vereinfachung der Dego- 
liquidation nur durch eine für alle Aktionäre verbindliche Abrede 
mit der Dego, nicht aber durch Abreden mit einzelnen Aktionären 
erreicht werden. 

Der Inhalt des in § 8 Abs. 1 formulierten Angebots entspricht der 
Londoner Zusage. Weil den Reichsbankanteilseignern nach § 3 des 
Entwurfs 60 v. H. des RM-Nennbetrages ihrer Reichsbankanteile in 
EdL-Genußrechten zukommen, sollen die Degoaktionäre 30 v. H. 
des RM-Nennbetrages ihrer Degoaktien in BdL-Genußrechten er- 
halten. Weil den Reichsbankanteilseignern nach den Darlegungen zu 
IX. die BdL-Genußrechte frei von Steuern und Abgaben zukommen, 
sollen auch die Degoaktionäre ihre BdL-Genußrechte frei von Steuern 
und Abgaben erhalten. Infolgedessen stellt der Bund die Dego, die 
im Gegensatz zur Reichsbank keine Steuerfreiheit genießt, von den 
bei ihr anfallenden Steuern und Abgaben frei und übernimmt die 
Kosten der Abwicklung. Auf diese Weise wird die Dego in die Lage 
gesetzt, ihren privaten Aktionären die bei Annahme des Angebots 
an die Stelle des ungewissen Degovermögens tretenden BdL-Genuß- 
rechte netto als Abwicklungserlös auszuschütten und damit ihre Ab- 
wicklung zu beenden, während ihr bisheriges Vermögen gemäß § 9 
Abs. 1 des Entwurfs als Ganzes auf den Bund übergeht, dem damit 
auch die Befriedigung der Gläubiger obliegt (vgl. hierzu unter XIV.). 
Zur Vereinfachung der Degoabwicklung ist in Abweichung von der 
aktienrechtlich vorgeschriebenen Baraussdiüttung die Sachausschüttung 
der BdL-Genußrechte vorgesehen, Aktionäre, die Bargeld wünschen, 
können die ausgeschütteten Genußrechte jederzeit an der Börse ver- 
kaufen. 

Über die Annahme oder Ablehnung des Angebots entscheidet nach 
§ 8 Abs. 2 die Hauptversammlung. Da das Angebot die Übertragung 
des ganzen Gesellschaftsvermögens zum Gegenstand hat, wird für 
seine Annahme entsprechend § 255 AktGes eine qualifizierte Mehr- 
heit von drei Viertel des bei der Beschlußfassung vertretenen Grund- 
kapitals verlangt. Dabei wird, weil der Bund selbst Partei des zur 
Beschlußfassung anstehenden Vertrages ist, das dem Bund nach § 4 
Abs. 2 gehörende Grundkapital nicht mitgerechnet, so daß also die 
privaten Aktionäre über das allein sie betreffende Angebot auch 
allein zu entscheiden haben. Die Entscheidung soll durch einen Bericht 
des Aufsichtsrats vorbereitet werden, der an Hand aller uneinge- 
schränkt zu seiner Verfügung stehenden Unterlagen die Angemessen- 
heit des Angebots zu prüfen haben wird. 

Die Hauptversammlung wird die Entscheidung über das Angebot 
davon abhängig machen, ob die Annahme oder die Ablehnung für 
die Aktionäre vorteilhafter ist. Die Bundesregierung ist nach Vor- 
prüfung des Degovermögens der Auffassung, daß das der Londoner 
Zusage entsprechend formulierte Angebot die Aktionäre besser stellt, 
als sie bei normaler Durchführung der Liquidation stehen würden. 
Bei Annahme des Angebots erhalten alle privaten Degoaktionäre 
sofort und netto BdL-Genußrechte mit einem den Nennwert von 
30 V. H. ihrer Degoaktien voraussichtlich übersteigenden Kurswert 
und mit Anspruch auf 6 v. H. Dividende ab 1. Januar 1955. Dagegen 
erhalten sie bei Ablehnung des Angebots erst in mehreren Jahren 
nach Erlaß eines Gesetzes zu § 54 AuslWBG und möglicherweise nach 
Durchführung eines Rechtsstreits sowie nach Abführung von Steuern 
und Abgaben einen Liquidationserlös, dessen Höhe gegenwärtig 
nicht abzusehen ist, der aber wahrscheinlich geringer sein wird als der 
Wert des Angebots. 
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Es kommt hinzu, daß die Vorzugsaktionäre nach § 8 Abs. 3 des Ent- 
wurfs jedenfalls bei Annahme des Angebots zusätzlich die seit 1945 
rückständigen Dividenden von jährlich 4 v. H., die nach der Satzung 
kumulieren und 1939 anläßlich des Aktlenaustauschs garantiert wur- 
den (vgl. dazu oben unter XL), von der Reichsbank erhalten. 

Der Bestand dieser Garantieansprüche ist nicht ganz unzweifelhaft. 
Denn bei der 1939 getroffenen Garantieabrede haben weder die 
Reichsbank noch die Dego noch die Degoaktionäre den Fall erwogen, 
daß es der Dego durch einen Besatzungsgesetzgeber verboten werden 
würde, ihren Geschäftsbetrieb fortzusetzen und damit überhaupt eine 
Dividende zu verdienen. Man könnte deshalb meinen, daß die Be- 
teiligten die Dividendengarantie für den Fall der gesetzlichen Ein- 
stellung des Geschäftsbetriebs der Dego ebensowenig wie für den Fall 
der Auflösung der Dego vereinbaren wollten, so daß also der Fort- 
bestand des Geschäftsbetriebs derDego möglidierweise als „Geschäfts- 
grundlage** des Garantieversprechens der Reichsbank anzusehen wäre. 
Aber falls es in der Hauptsache zu einem Vergleich kommt, sollen die 
Bedenken in dieser Nebenfrage zurückgestellt und die Dividenden- 
garantieansprüche dem Grunde nach anerkannt werden. 

Die Flohe der Garantieansprüche ist abhängig von der Flöhe des 
Grundkapitals der Dego. Für die Zeit bis zur Währungsreform ist 
das RM-Grundkapital der Dego zugrunde zu legen und der danach 
zu berechnende jährlich angefallene Garantieanspruch gegen die 
Reichsbank gemäß § 2 Abs. 3 des Entwurfs auf D-Mark umzustellen. 
Für die Zeit nach der Währungsreform kann der Dividendenanspruch 
und infolgedessen auch der Garantieanspruch nur in DM entstanden 
sein. Seiner Berechnung würde aber mangels einer gesetzlichen Rege- 
lung die Schwierigkeit entgegenstehen, daß die Neufestsetzung des 
DM-Grundkapitals der Dego über die nach dem Altbankenrecht 
garantierte Mindestsumme von 1 Mio DM hinaus wegen der unter 
XII. geschilderten Umstände auf ungewisse Zeit unmöglich wäre 
und daß außerdem Altbanken nach den für sie geltenden Bestimmun- 
gen ihr Grundkapital erst auf den 1. Januar 1953 festzusetzen haben. 
Deshalb sind für den Fall der Annahme des Angebots besondere Be- 
stimmungen für die Berechnung des nach der Währungsreform fort- 
laufenden Garantieanspruchs erforderlich. § 8 Abs. 3 Satz 1 setzt 
daher für den Fall der Annahme des Angebots und ausschließlich 
zwecks Berechnung der gegen die Reichsbank gerichteten Garantie- 
ansprüche den DM-Nennbetrag der Vorzugsaktien mit Wirkung vom 
21. Juni 1948 auf 30 v. H. des Reichsmarknennbetrages fest. Satz 2 
stellt klar, daß bei Ablehnung des Angebots die allgemeinen gesetz- 
lichen Vorschriften gelten. 


XIV. Verwaltung und Verwertung des Vermögens (§ 9) 

Bei Annahme des Angebots geht nach § 9 Abs. 1 das Degovermögen 
kraft Gesetzes als Ganzes auf den Bund über. Der Entwurf bezeichnet 
dieses Bundesvermögen als „unselbständig“, um zu kennzeichnen, daß 
es keinem neben dem Bundesfiskus selbständigen Rechtsträger gehört, 
andererseits als „Sondervermögen“, weil es getrennt von dem übrigen 
Bundesvermögen verwaltet und verwertet werden soll. Durch den 
Übergang des Degovermögens auf den Bund erlöschen infolge Ver- 
einigung von Gläubiger und Schuldner die gegenseitigen Forderungen. 
Eine etwaige Unterdeckung des Sondervermögens ist vom Bund mit 
Haushaltsmitteln auszugleichen. Der Bund hat auch für die Liquidität 
seines Sondervermögens zu sorgen. Entsprechend den Grundsätzen 
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der Reidishaushaltsordnung unterliegt das Sondervermögen der Auf- 
sicht des Bundesrechnungshofes. 

Die mit dem Übergang des Vermögens auf den Bund eintretende 
Rechtslage erlaubt weitere Vereinfachungen. Eine Altbankenrechnung 
kann, wie in § 7 Abs. 1 gesagt wird, unterbleiben. Nach § 9 Abs. 2 
werden die Ansprüche aus der im Jahre 1931 geschaffenen sogenann- 
ten Wirtschaftsgarantie gestridien, da die Geltendmachung dieser 
allenfalls 1 Mio DM ausmachenden Ansprüche die Reorganisation 
eines umfangreichen Verwaltungsapparates erfordern würde. Schließ- 
lich muß die Auseinandersetzung mit dem Lande Berlin wegen dessen 
Regreßforderung nach § 37 Abs. 2 UEG und Nr. 5 UB entfallen, um 
audi dieserhalb die sonst nach § 37 Abs. 2 UEG erforderliche Fest- 
stellung zu erübrigen, ob die Dego eine Überdeckung von mehr als 
1 Mio DM hatte oder nicht. Das Land Berlin wird durch die nach 
§ 13 des Gesetzes über die Tilgung von Ausgleichsforderungen vor- 
gesehenen Zahlungen des Bundes entschädigt. 

XV. Ende der Treuhandverwaltung (§ 10) 

Nachdem Umstellung und Liquidation der Dego geregelt sind, kann 
die Treuhandverwaltung beendet werden. Die Überprüfung der Ge- 
schäftsführung sowie die Entlastung des von der Militärregierung 
eingesetzten Treuhänders ist — nach Wiederherstellung der Souve- 
ränität — Sache der zuständigen Bundesbehörden. 


C. Schlußbestimniungen 

XVI. Bank deutscher Länder-Genußrechte (§ 11) 

Der Bund hat nach Art. 73 Nr. 4 GG das ausschließliche Recht der 
Gesetzgebung über das Währungswesen und damit auch das Recht 
der Organisation der Währungsbank, deren Organisationsform in 
Art. 88 GG bestimmt ist. Bevor der Bund die Währungs- und Noten- 
bank als Bundesbank errichtet, kann er die besatzungsrechtlichen 
Vorschriften über das derzeitige Landeszentralbanksystem auch schon 
teilweise andern. Solche Änderungsgesetze waren beispielsweise das 
Bundesgesetz vom 10. August 1951 (BGBl. I S. 510) und mehrere 
dazu ergangene Verlängerungsgesetze, mit denen der Bund als der 
nach dem Grundgesetz nunmehr wieder kompetente Inhaber des 
Währungsprivilegs den BdL-Gewinn, der bis dahin nach Besatzungs- 
recht den Landeszentralbanken und durch diese wiederum den Län- 
dern Zustand, bis auf eine den Landeszentralbanken als Kapitals- 
eignern verbleibende auf 6 v. H. beschränkte Dividende an sich zog, 
ferner das Bundesgesetz vom 3. November 1952 (BGBl. I S. 729), 
mit dem der Bund, um seinen künftigen Dispositionen über das 
Notenbankkapital nicht vorgreifen zu lassen, es unterband, daß die 
Länderfinanzminister die Landeszentralbankanteile der Länder an 
die zur Haltung von Mindestreserveguthaben verpflichteten Kredit- 
institute veräußerten, oder schließlich das Bundesgesetz vom 7. Sep- 
tember 1953 (BGBl. I S. 1119), mit dem der Bund über Teile des 
LZB-Gewinns disponierte. Kraft dieser Gesetzgebungs- und Organi- 
sationsgewalt kann der Bundesgesetzgeber auch anordnen, daß die 
Bank deutscher Länder Genußrechte auszugeben hat. 

Die Ausstattung derBdL-Genußrechte wurde schon unter V. 2. begrün- 
det. Da sie Mitgliedschaftsrechte nicht mehr enthalten, bestehen keine 
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Bedenken, die Genußrechte auf den Inhaber zu stellen, Ihre Zulassung 
zum Börsenhandel ohne Prospekt entspricht der Zulassung der Reichs- 
bankanteile nach § 30 des Reichsbankgesetzes. Wie schon ausgeführt, 
brauchen Genußrechte nicht passiviert zu werden. Es ist sogar uner- 
wünscht, Reserven für eine erst im Liquidationsfall fällige Ausschüt- 
tung zu bilden. Daher ist ausdrücklich vorgesehen, daß die Genuß- 
rechte nicht nur nicht passiviert zu werden brauchen, sondern auch 
nicht passiviert werden dürfen. Es genügt der Publizität, sie im Ge- 
sdiäftsbericht zu erwähnen. Zur Sicherung der Dividendenansprüche 
wird nach dem Beispiel des Reichsbankgesetzes von 1924 die Kumu- 
lierung rückständiger Dividenden angeordnet und die Bildung eines 
angemessenen Dividendenreservefonds zugelassen. 

XVII. Wertpapierfragen (§ 12) 

Da die Reichsbankanteile nach Entschädigung der Anteilseigner mit 
BdL-Genuß rechten keinen im Geltungsbereich des Gesetzes belegenen 
Vermögensanspruch mehr verkörpern, sollen abweichend von § 41 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes Einzelurkunden nicht mehr aus- 
gefolgt werden. Aus demselben Grunde werden solche Anteile ab- 
weichend von § 30 des Reichsbankgesetzes nicht mehr zum Handel 
an den deutschen Börsen zugelassen. 

Über die nach § 3 Abs. 2 und 3 auszugebenden Reichsbankanteile und 
die nach § 3 sowie gegebenenfalls § 8 auszugebenden BdL -Genuß- 
rechte müssen Wertpapiere ausgefolgt werden. Die damit zusammen- 
hängenden technischen Fragen sollen zur Entlastung des Gesetzgebers 
durdi die Bundesregierung im Verordnungswege geregelt werden. 

XVIIL Berlin-Klausel und Inkrafttreten (§§ 13 und 14) 

Der Berlin-Klausel bedarf es, um das Gesetz vereinfacht im Lande 
Berlin in Geltung zu setzen. Damit das Gesetz gleichzeitig Im Bundes- 
gebiet und in Berlin in Kraft treten kann, wird der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens um eine für den Berliner Gesetzgeber ausreichende 
Zeit nach seiner Verkündung hinausgeschoben. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

^Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlos- 
sen: . 

Begründung 

Da die Gesetzgebungszuständigkeit des 
Bundes bezüglich der liquidationsredit- 
lichen Bestimmungen über die Reidisbank 
sidi nur auf Art. 135 Abs. 5 GG gründen 
kann, ergibt sich schon hieraus, daß das 
Gesetz der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. 

Darüber hinaus ist die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit des Gesetzes nach Art. 84 Abs. 1 GG 
aus folgendem Grunde gegeben: 

Nach der vom Bundesrat stets vertretenen 
Auffassung stellt sich die Bank deutscher 
Länder- als gemeinsame Einrichtung der 
deutsdien Länder mit der Rechtsnatur einer 
Behörde im Sinne des Art. 84 Abs. 1 dar. 
Zumindest ist die in § 1 1 Abs. 1 Buchstabe b 
Satz 3 zweiter Halbsatz vorgesehene Be- 
stimmung als Regelung des Verwaltungs- 
verfahrens nach § 84 Abs. 1 GG zu er- 
achten. 

Falls beabsichtigt ist, in der nach § 12 Abs. 3 
vorgesehenen Rechtsverordnung auch Rege- 
lungen darüber zu treffen, wie die Bank 
deutscher Länder bei der Auslieferung von 
Genuß scheinen zu verfahren hat, würde die 
Erteilung einer derartigen gesetzlichen Er- 
mächtigung zu Regelungen im Sinne des 
Art. 84 Abs. 1 GG nach der vom Bundesrat 
stets vertretenen Auffassung ebenfalls die 
Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes aus- 
lösen. 

2. Zu § 2 

a) In Abs. 1 ist der vorletzte Satz zu 
streichen. Folgender neuer Abs. 2 ist ein- 
zufügen: 


„(2) Einem nach Absatz 1 Berechtig- 
ten stehen Heimkehrer, Vertriebene und 
Sowjetzonenflüchtlinge sowie eheliche 
Gütergemeinschaften, Erbengemeinschaf- 
ten oder sonstige Gemeinschaften zur 
gesamten Hand nach Maßgabe der §§ 5 
und 6 des Umstellungsergänzungsgeset- 
zes gleich.“ 

Begründung 

Die Verweisung des vorletzten Satzes 
auf die §§ 5 und 6 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes ist nicht ohne weite- 
res verständlich; denn die genannten 
Paragraphen sind insoweit unvollstän- 
dig, als sie auf § 1 Abs. 1 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes Bezug nehmen. 
Auf diese Vorsdirift wird aber nicht 
verwiesen, da die Regelung (Stichtag 
31. Dezember 1952) in die vorhergehen- 
den Sätze des Abs. 1 des Entwurfs 
übernommen ist. Es wird aber in dem 
Entwurf nicht gesagt und kann auch 
niAt gesagt werden, daß der in bezug 
genommene § 1 Abs. 1 des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes inhaltliA mit Teilen 
des § 2 Abs, 1 des Entwurfs überein- 
stimmt. Das kann erst durA einen Ver- 
gleiA der VorsAriften festgestellt wer- 
den. 

Die bisherigen Abs. 2, 3 und 4 werden 
Abs. 3, 4 und 5. Etwaige Verweisungen 
in den folgenden Bestimmungen des 
Entwurfs sind entspreAend zu beriA- 
tigen. 

b) In Abs. 1 ist der letzte Satz wie folgt zu 
fassen: 

„Für bisher von den Landeszentralban- 
ken übernommene VerbindliAkeiten aus 
ReiAsmarkguthaben verbleibt es bei § 3 
der Einuncidreißigsten DurAführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz; § 1 
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desUmstellungsergänzungsgesetzes bleibt 
unberührt." 

Begründung 

Nachdem nunmehr die Abwicklung der 
Reichsbank und die Erfüllung der Ver- 
bindlichkeiten der Reichsbank nach den 
Grundsätzen des Umstellungsrechts vor- 
gesehen ist, besteht kein Anlaß mehr, 
derartige Verbindlichkeiten weiterhin 
durdi die Landeszentralbanken zu La- 
sten der Länder zu übernehmen. Die 
materielle Rechtslage wird dadurch nicht 
geändert, sondern nur klargestellt. 

c) An den bisherigen Abs. 2 ist folgender 
Satz 2 anzufügen: 

„Dies gilt nicht für Verbindlichkeiten, 
die auf fremde Währung lauten." 

Begründung 

Es besteht kein Anlaß, abweichend von 
der allgemeinen Regelung Währungs- 
verbindlichkeiten unter Banken zum 
Erlöschen zu bringen. 

3. Zu § 3 

a) In der Überschrift ist das Wort „Entschä- 
digung" durch das Wort „Abfindung" 
zu ersetzen. In Abs. 1 sind nach dem 
Wort „erhalten" die Worte „als Ab- 
findung“ einzufügen, und in Abs. 2 ist 
das Wort „Abfindung“ durch das Wort 
„Entschädigung" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Anteilseigner erhalten keinen Scha- 
denersatz, sondern werden in entspre- 
chender Anwendung des Dezentralisa- 
tions- und Umstellungsrechts abgefun- 
den. Andererseits war § 11 Abs. 2 des 
Reichsbankgesetzes von 1939 eine Kon- 
fiskation, die eine Entschädigung der 
Betroffenen zur Folge hatte. 

b) Abs. 5 ist zu streichen und statt dessen 
folgender § 3 a einzufügen: 

>,§ 3 a 

Verfahren bei der Abfindung der 
ehemaligen Reichsbank- Anteilseigner 

(1) Ansprüche nach § 3 Abs. 2 und 3 
sind innerhalb von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bei dem 
Abwickler anzumelden. Lehnt der Ab- 
wickler den Antrag ab, so hat er dies 
unter Angabe der Gründe durdi einge- 


schriebenen Brief oder gegen Empfangs- 
bescheinigung dem Antragsteller mitzu- 
teilen. 

(2) Innerhalb eines Monats nach Zu- 
gang der Mitteilung kann der Antrag- 
steller gerichtliche Entscheidung bean- 
tragen; hierüber ist er in der Mitteilung 
zu belehren. Über den Antrag entschei- 
det eine Zivilkammer des Landgerichts 
Berlin durch mit Gründen versehenen 
Beschluß. 

(3) Für das gerichtlidie Verfahren 
gelten die Vorschriften des Reichsgeset- 
zes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtbarkeit, soweit in die- 
sem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(4) Gegen die Entsdieidung des Land- 
gerichts findet die sofortige Beschwerde 
an das Kammergericht statt. Die Ent- 
scheidung des Kammergerichts ist end- 
gültig. 

(5) Die Entscheidung wird mit der 
Rechtskraft wirksam. 

(6) Das gerichtliche Verfahren im er- 
sten Rechtszug ist gebühren- und aus- 
lagenfrei. Das Gerioit kann nach billi- 
gem Ermessen bestimmen, daß die 
außergerichtlichen Kosten, die zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 
notwendig waren, ganz oder teilweise 
zu erstatten sind. Die Vorschriften des 
§91 Abs. 1 Satz 2 und der §§ 102 bis 
107 der Zivilprozeßordnung gelten ent- 
sprechend. Für die Gebühren und Aus- 
lagen der Rechtsanwälte gilt die Ge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte ent- 
sprechend.“ 

Begründung 

Aus systematischen Gründen erscheint es 
zweckmäßig, die in § 3 Abs. 5 des Ent- 
wurfs zusammengefaßten Vorschriften 
in einen neuen § 3 a zu verweisen und 
in mehrere Absätze zu gliedern. Durch 
Abs. 5 des neu einzufügenden § 3 a wird 
insbesondere deutlich gemacht, daß die 
gerichtliche Entscheidung — und zwar 
auch die des Landgerichts — erst mit der 
Rechtskraft wirksam wird. Dieses Er- 
gebnis ist auch bei der Regierungsvor- 
lage offensichtlich gewollt. Deren Fas- 
sung ist jedoch mißverständlich: Nach 
ihr würde für die Entscheidung des 
Landgerichts § 16 Abs. 1 FGG (Wirk- 
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samwerden mit der Bekanntmachung 
der Entscheidung) zur Anwendung 
kommen. 

4. Zu § 5 

Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Abwicklung findet nach den für die 
Deutsche Golddiskontbank geltenden aktien- 
rechtlichen Vorschriften statt.“ 

Begründung 

Klarstellung, daß auf die Deutsche Gold* 
diskontbank die aktienrechtlichen Vorschrif- 
ten nur mit der Maßgabe anzuwenden sind, 


daß die für die Dego bestehenden Sonder- 
regelungen BerücksiAtigung finden. 

5. Zu § 9 

Folgender Abs. 5 ist anzufügen: 

„(5) Ein Abwicklungsüberschuß fließt in 
den nach dem Gesetz über die Tilgung von 
Ausgleichsforderungen gebildeten Fonds. “ 

Begründung 

Die Gründe für die Behandlung des Ab- 
wicklungsüberschusses der Reichsbank ge- 
mäß § 4 Abs. 6 des Entwurfs gelten auch 
für die Behandlung des Abwicklungsüber- 
schusses der Deutschen Golddiskontbank. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1 

Die Bundesregierung teilt nicht die Meinung 
des Bundesrates, daß seine Zustimmung zu 
dem Gesetzentwurf erforderlich sei. 

a) Soweit der Bundesrat seine Meinung auf 
Art. 135 Abs. 5 GG stütztj verweist die 
Bundesregierung auf ihre Gegenausführun- 
gen aus Anlaß des Gesetzentwurfs betr. die 
Treuhandverwaltung über das Vermögen der 
Deutschen Reichsbank (BT-Drucksache 649) 
und bemerkt ergänzend: 

Der Gesetzentwurf ist nur der nach § 27 des 
Landeszentralbankgesetzes (alter Fassung) 
ausdrücklich vorbehaltene Schlußakt der De- 
zentralisation der Deutschen Reichsbank. Die 
Rechtsgrundlage für diese Umorganisation 
einer Währungsbank wäre, wenn das Grund- 
gesetz damals schon gegolten hätte, Art. 73 
Nr. 4 GG gewesen. Es erscheint nicht angän- 
gig, den damaligen Hauptakt und den jetzi- 
gen Schlußakt der Dezentralisation getrennt 
unter verschiedenen rechtlichen Gesichtspunk- 
ten zu betrachten und daraus die Meinung 
herzuleiten, der Schlußakt falle nicht mehr 
unter Art. 73 Nr. 4 GG, weil infolge des 
Hauptakts idie Reichsbank keine Währungs- 
bank mehr darstelle. 

Die Bundesregierung ist ferner der Meinung, 
daß Art. 135 Abs. 5 GG auch deshalb nicht zu- 
trifft, weil es sich hier um das Restver mögen 
einer früheren reichsunmittelbaren Körper- 
schaft handelt, deren Funktionen nach der 
Kompetenzverteilung des Grundgesetzes 
(Art. 88 GG) nunmehr auf eine bundes- 
unmittelbare Körperschaft übergehen sollen, 
so daß verfassungsmäßig geschützte Länder- 
interessen nicht berührt werden. 

b) Soweit der Btmdesrat seine Meinung auf 
Art. 84 Abs. 1 GG stützt, verweist die 
Bundesregierung auf ihre Gegenausführun- 
gen zu vier Bundesgesetzen betr. die Ände- 


rung der Militärregierungsgesetze über die 
Bank deutscher Länder und die Landeszen- 
tralbanken, nämlich: 

1. Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Errichtung der Bank deutscher 
Länder (BT-Drucksache Nr. 4323 der 
1. Wahlperiode); 

2. Gesetz über die Verteilung des Reinge- 
winns der Bank deutscher Länder im Ge- 
schäftsjahr 1952 und in den folgenden 
GeschäUsjahren (BT-Drucksache Nr. 4239 
der 1. Wahlperiode); 

3. Zweites Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über die Landeszentralbanken (BT- 
Drucksachen Nr. 4554, 4649, 4659 und 
4660 der 1. Wahlperiode); 

4. Viertes Gesetz zur Änderung des Geset- 
zes über die Errichtung der Bank deut- 
scher Länder (BT-Drucksache 403). 

Die Bundesregierung bemerkt ergänzend: 

§11 Abs. 1 Buchstabe b Satz 3 zweiter Halb- 
satz des Entwurfs, wonach die Bank deutscher 
Länder die Merkmale der BdL-Genußscheine 
zum Zwecke der Börseneinführung dem Bör- 
senvorstand mitzuteilen hat, ist nur eine die 
Befreiung vom Prospektzwang ergänzende 
materielle Vorschrift. Selbst wenn aber diese 
Bestimmung als Verwaltungsvorschrift für 
die Bank deutscher Länder angesehen würde, 
so fiele sie nach dem früher Gesagten nicht 
unter Art. 84 Abs. 1 GG. Jedenfalls ist die 
Bestimmung keine Verwaltungsvorschrift für 
die Börse, denn der Umstand, daß der Bör- 
senvorstand eine Mitteilung entgegennehmen 
muß, kann bei sinngemäßer Auslegung des 
Art. 84 Abs. 1 GG nicht als „Regelung des 
Verwaltungsverfahrens“ der Börse, also einer 
Landesbehörde, angesehen werden. 

Die nach § 12 Abs. 1 des Entwurfs vorge- 
sehene Rechtsverordnung wird zwar vor- 
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schreiben, wie die Bank deutscher Länder bei 
der Auslieferung von Genußrechten zu ver- 
fahren hat. Aber auch eine solche Vorschrift 
würde aus den früher dargelegten Gründen 
nicht unter Art. 84 Abs. 1 GG fallen. 

Zu 2. a) 

Einverstanden. 

Zu 2, b) 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß es 
sich empfiehlt, Verbindlichkeiten aus Reichs- 
mark-Guthaben weiterhin durch die Landes- 
zentralbanken übernehmen und dort umstel- 
len zu lassen, damit die Abwicklung der 
Reichsbankrestmasse bald abgeschlossen wer- 
den kann. Vorsorglid) wird darauf hingewie- 
sen, daß § 2 Abs. 3 solche Verbindlichkeiten 
bei der Reichsbank selbst nicht umstellt. 

Zu 2. c) 

Einverstanden. 

Zu 3. a) 

Die Begründung des Bundesrates für die vor- 
geschlagene Änderung des Ausdrucks „Ent- 
schädigung" in „Abfindung“ erscheint nicht 
zwingend, denn auch andere Dezentralisa- 
tionsgesetze verwenden den Ausdruck „Ent- 


schädigung“. Gleichwohl erhebt die Bundes- 
regierung gegen den Abänderungsvorschlag 
keine Bedenken. 

Zu 3. b) 

Einverstanden. 

Zu 4. 

Einverstanden. 

Zu 5. 

Grundsätzlich einverstanden, jedoch sollte 
klargestellt werden, daß aus dem Abwick- 
lungsübersdiuß des Bundessondervermögens 
zunächst der Gegenwert der Bundesleistun- 
gen nach § 8 zu entnehmen ist. Außerdem 
empfiehlt es sich, entsprechend der Regelung 
des § 4 Abs. 6 Vorauszahlungen an den Fonds 
zuzulassen. Es wird daher folgende Formu- 
lierung vorgeschlagen: 

„(5) Ein Abwicklungsüberschuß fließt, 
nachdem der Bund daraus den Gegenwert 
seiner nach § 8 erbrachten Leistungen ent- 
nommen hat, in den nach dem Gesetz über 
die Tilgung von Ausgleichsforderungen ge- 
bildeten Fonds. Bis zur Höhe des voraus- 
sichtlichen Abführungsbetrages darf der Ver- 
walter unter dem Vorbehalt etwaiger Rück- 
forderung Vorauszahlungen an den Fonds 
leisten.“ 
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